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Liebe Leserinnen und Leser,

die  Politik  in  Deutschland  und  der 
EU  wird  immer  realitätsfremder  und 
irrationaler. Das zeigt sich insbesonde-
re an konkreten Kriegsvorbereitungen 
mit  „deutscher  Gründlichkeit“  im zivi-
len  Bereich.  Betrachtet  man  die  Bei-
spiele  für  „Resilienzelemente“,  wie  in 
unserem  ersten  Artikelbeitrag  be-
schrieben,  dann müssten wir  uns auf 
eine  Neuauflage  des  Zweiten  Welt-
kriegs  vorbereiten:  Panzerschlachten 
an  der  Ostfront  und  Flächenbombar-
dements auf  deutsche Großstädte in-
klusive. 

Demgegenüber zeichnet der frühe-
re Brigadegeneral Erich Vad in seinem 
soeben  erschienenen  Buch  ein  völlig 
anderes  Bild  mit  einem  (fiktiven) 
Kriegsszenario,  das  ganz  real  immer 
wahrscheinlicher wird.

Schlimmer als die laufenden Kriegs-
vorbereitungen  ist  jedoch,  dass  der 
Krieg in der Ukraine weiterhin unzähli-
ge Menschenleben fordert.  Denn die-
ser Krieg ist für die Ukraine verloren, 
wird  aber  von  den europäischen NA-
TO-Staaten künstlich verlängert. Fried-
rich Merz sagte kürzlich in einem Inter-
view: „Die Ukraine muss diesen Krieg ge-
winnen“.

Die  Konsequenz  daraus  ist,  dass 
auch dieser Krieg nur Verlierer auf al-
len Seiten hervorbringen wird und die 
deutsche Bundesregierung sich damit 
zu  einem  der  Hauptkriegsverbrecher 
macht. 

Einer der schärfsten Kritiker  dieser 
Politik ist seit Jahren im EU-Parlament 
Michael  von  der  Schulenburg.  Er  hat 
bereits von Anfang an davor gewarnt, 
dass  die  blindwütige  Unterstützung 
der Ukraine zum Zerfall der EU führen 
würde.  In  einem  jüngsten  Video-Ge-
spräch mit Glenn Diesen hat er diesen 
Standpunkt  untermauert.  Wir  doku-
mentieren  die  von  Glenn  Diesen  er-
folgte  Zusammenfassung  dieses  Ge-
spräches in deutscher Übersetzung. 

Ebenso  in  deutscher  Übersetzung 
übernommen  haben  wir  eine  Kom-
mentierung von Glenn Diesen zu dem 
jüngsten Telefonat zwischen Finnlands 
Präsident  Stubb,  Norwegens  Regie-
rungschef  Støre  und  dem  russischen 
Präsidenten  Putin.  Eigentlich  ging  es 
dabei nur um „normale“ diplomatische 

Kontakte,  jedoch um genau das,  was 
seitens  der  EU  beharrlich  verweigert 
wird. 

Dass  diese  Haltung  gegenüber 
Russland  selbstzerstörerisch  ist,  wird 
auch von Jeffrey Sachs in seinem neu-
en Buch ausführlich dargestellt. Er hat 
die  Entwicklung  in  und  gegenüber 
Russland seit den 1990er Jahren haut-
nah mitverfolgt. 

Dass  die  Aussagen zu einer  unter-
stellten  russischen  Bedrohung  unsin-
nig sind und auch von offizieller Seite 
völlig widersprüchlich, hat Jürgen Wag-
ner in seinem neuen Buch bzw. einer 
entsprechenden  IMI-Studie  darge-
stellt. Wir bringen daraus einen kurzen 
Auszug. 

Sichtbarer  Widerstand  gegen  die 
Militarisierung  in  Deutschland  zeigt 
sich derzeit zunehmend an mehreren 
Stellen, die wir in dieser Ausgabe bei-
spielhaft behandeln. 

Die Umstellung auf Kriegsprodukti-
on in Leipzig hat dort zu der starken 
Initiative  „Leipzig  bleibt  friedlich“  ge-
führt. 

Der Widerstand gegen die Abschaf-
fung von Zivilklauseln an Hochschulen 
und damit verbundene Aktivitäten zur 
Militarisierung  von  Forschung  und 
Lehre  werden  auch  zum  Thema  des 
anstehenden  bundesweiten  Friedens-
ratschlages in Kassel. 

Ein wichtiges Thema in Kassel wird 
das Zusammenspiel von Meinungsma-
nipulation,  Zensur  und  Repression 
sein. Dies betrifft vor allem die Krimi-
nalisierung  der  Palästinenser,  deren 
Ausmaße  wir  in  einem  Beitrag  be-
leuchten.

Wie  aus  Menschenrechtsaktivisten 
Top-Terroristen gemacht werden, zeigt 
sich an der Behandlung der  „Ulm 5“. 
Annette Groth aus unserer Redaktion 
verfolgt den Schauprozess in Stuttgart-
Stammheim und gibt in dieser Ausga-
be einen kurzen Zwischenbericht.

Der Widerstand gegen die genann-
ten  Entwicklungen  entwickelt  sich  an 
vielen  Stellen  mit  Einzelaktivitäten. 
Austausch  und  Vernetzung  sind  des-
halb  notwendiger  denn  je,  wozu  der 
anstehende  bundesweite  Friedensrat-
schlag am 12.  und 13.  Dezember die 
optimale Plattform bietet.

Karl-Heinz Peil
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Fiktive Szenarien: „Resilienzelemente“ für den Krieg
Redaktion German Foreign Policy

„Pakt für den 
Bevölkerungsschutz“

Bereits  im Mai  hatte  die  Bundesre-
gierung  zentrale  Eckpunkte  für  den 
neuen  „Pakt  für  den  Bevölkerungs-
schutz“  verabschiedet.  In  dem  sechs-
seitigen  Papier  hieß  es,  Deutschland 
werde bis 2029 „zehn Milliarden Euro in  
den  Bevölkerungsschutz  investieren“.[1] 

Konkret  solle  etwa  das  Technische 
Hilfswerk  (THW)  drei  Milliarden  Euro 
für „Neubauten“ erhalten; damit solle 
„eine  angemessene  Unterbringung“  eh-
renamtlicher  Mitarbeiter  „in  den Orts-
verbänden  gewährleistet“  werden.  Dar-
über  hinaus  stelle  Berlin  den  Ländern  
„neue Spezialfahrzeuge zur Verfügung“ – 
etwa  „zum  Transport  Schwerverletzter  
sowie zur Detektion von chemischen, bio-
logischen,  radiologischen Gefahren und  
zur entsprechenden Dekontamination“. 

Das Bundesinnenministerium werde 
außerdem  „für  die  Einsatzkräfte  der  
Länder und des THW bis  2029 … zehn-
tausende  moderne  Schutzanzüge“  be-
schaffen,  die  Schutz  „gegen chemische,  
biologische und radiologische Gefahren“ 
böten  –  „damit  die  Einsatzkräfte  ihren  
Einsatz nicht nur erfolgreich bewältigen  
können, sondern auch gesund … zurück-
kehren“.[2] 

Den  Wunsch,  die  Einsatzkräfte  soll-
ten  „gesund“  aus  dem  Einsatz  kom-
men, ergänzt das Eckpunktepapier um 
den Hinweis:  „und weiter einsatzfähig“. 
Gesundheit gilt demnach vor allem als 
Voraussetzung  für  fortgesetzte  Ein-
satzfähigkeit.

„Massenanfall von Verletzten“
Besondere  Aufmerksamkeit  widmet 

die Bundesregierung in den Eckpunk-
ten dem Auf- und Ausbau der Medizini-
schen  Task  Force  des  Bundes  (MTF). 
Wie das Bundesinnenministerium mit-
teilt,  wird  diese  zur  Zeit  „an  über  50 
Standorten“ aufgebaut;  ihre Einheiten 
sollen  „dann  zum  Einsatz  kommen“, 
wenn „eine große Anzahl von Verletz-
ten  –  ein  sogenannter  Massenanfall 
von Verletzten – schnell versorgt wer-
den muss“.[3] 

„Bei  Vollausstattung“  soll  eine MTF-
Einheit, so heißt es weiter, „aus knapp 
140  Einsatzkräften  der  Hilfsorganisatio-

nen und Feuerwehren“ bestehen und 27 
Fahrzeuge  zur  Verfügung  haben. 
Sechs  davon  dienten  „dem  Transport  
von Patienten auch auf teilzerstörten We-
gen“;  aus  diesem  Grund  müssten  sie 
über  Allradantrieb  sowie  Schlecht-
wegefahrwerk  verfügen.  Auch  die  In-
nenausstattung der Fahrzeuge sei „auf  
besondere  Anforderungen“ ausgelegt; 
so  müssten  etwa  „Aderpressen“  vor-
handen  sein,  die  beispielsweise  „bei  
schwerwiegenden Verletzungen“ verwen-
det würden, wie sie „bei Explosionen 
entstehen können“. 

Konkret würden sie „an den Extre-
mitäten  eingesetzt,  um schwere  Blu-
tungen  zu  stillen“.[4]  Anlässlich  der 
Vorstellung  der  „Eckpunkte“  über-
gab  Innenminister  Alexander  Do-
brindt  sechs  Fahrzeuge  „Mann-
schaftstransportwagen  Führung  De-
kontamination  Verletzter“  sowie 
sechs „Krankentransportwagen Typ B  
Zivilschutz“  für  Einsätze  in  Berlin, 
Brandenburg und Thüringen.

„Operatives Fundament in 
der Fläche“

Experten loben die Eckpunkte für 
den  „Pakt  für  den  Bevölkerungs-
schutz“  grundsätzlich,  halten  sie  aber 
für noch nicht zureichend, um in gra-
vierenden Schadensfällen, wie sie etwa 
bei einem feindlichen Angriff im Krieg 
auftreten,  optimale  Unterstützung  zu 
bieten. So heißt es etwa in einer aktu-
ellen Analyse aus der Bundesakademie 
für  Sicherheitspolitik  (BAKS),  der  zen-
tralen  militärpolitischen  Denkfabrik 
der  Bundesregierung,  sie  richteten 
sich vor allem „auf technische Investitio-
nen“ und auf eine „bessere Vernetzung  
der staatlichen Stellen“.[5] „

Nicht aufgegriffen“ worden sei aber 
die „Fundament- und Scharnierfunktion“, 
die  den  Kommunen  zukomme.  Diese 
bildeten  vor  allem  im  „Spannungs- 
oder Verteidigungsfall“ das „operative 
Fundament  in  der  Fläche“  und müss-
ten bei der Bewältigung von „Gefahren 
einen  wesentlichen  Beitrag  leisten“. 
„Aktuell“ bestehe allerdings „eine mar-
kante Lücke zwischen dieser Aufgabe ei-
nerseits  und  der  realen  Leistungsfähig-
keit andererseits“. 

So gebe es „wenig Übungsroutinen“; 

auch  entwickle  sich  „das  Bewusstsein  
für die Dringlichkeit“ besserer Vorberei-
tung  auf  etwaige  Schadensfälle  „nur 
langsam“. In der Praxis stehe „die per-
sonelle, organisatorische und kommuni-
kative  Vorsorge“  immer  noch  „in  Kon-
kurrenz zu anderen Aufgaben“ im Alltag 
der  rund  11.000  Kommunen  in  der 
Bundesrepublik.

„Stabilisierung der sozialen 
Ordnung“

Um die Kommunen fit für Szenarien 
zu machen, wie sie in einem Krieg zu 
erwarten sind, werfen die Autoren der 
BAKS-Analyse ein Schlaglicht auf meh-
rere „Resilienzelemente“, die gegeben 
sein müssten, um etwa auch im „Span-
nungs-  oder  Verteidigungsfall  hand-
lungsfähig zu bleiben, Störungen abzufe-
dern,  kritische Funktionen aufrechtzuer-
halten und möglichst rasch in einen ge-
ordneten Zustand zurückzufinden“.[6] 

So müsse man „Robustheit“ zeigen – 
etwa nicht nur „Entscheidungs-“,  son-
dern auch „Vertretungsregeln“ aufstel-
len für den Fall, dass ein kommunaler 
Verantwortungsträger wegen kriegeri-
scher  Ereignisse  ausfalle.  Wichtig  sei 
zudem „Redundanz“; so sollten „zweite  
Führungsstandorte“  geschaffen  wer-
den,  offenbar auch für den Fall,  dass 
einer durch einen Angriff ausgeschal-
tet werde. 

„Reaktionsfähigkeit“  müsse  ebenso 
sichergestellt  werden  wie  „Anpas-
sungs-  und  Lernfähigkeit“  oder  „Ver-
netzung und Selbsthilfe“. 
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Unverzichtbar sei insbesondere auch 
„Wiederherstellungsfähigkeit“  für  die 
„Phase  nach  einem  schwerwiegenden,  
krisenhaften  oder  kritischen  Ereignis“: 
Gewährleistet  sein  müssten  etwa  die 
„Reparatur  Kritischer  Infrastruktur“,  die 
„Wiederaufnahme  der  Versorgung“,  die 
„geregelte  Rückführung  von  Menschen  
aus temporären Aufnahme- und Notun-
terbringungsanlagen“ sowie die „Stabili-
sierung der sozialen Ordnung“.

Die Bevölkerung einbinden
Neben  kommunalen  Verantwor-

tungsträgern müsse auch die Bevölke-
rung  besser  eingebunden  werden, 
heißt es weiter in der BAKS-Analyse.[7] 

Für sie gehe es „vor allem um die syste-
matische  Entwicklung  von  Fähigkeiten“, 
aber auch „um eigene Initiative bei Kri-
sen und Bedrohungslagen“. 

„Die Bürgerinnen und Bürger sind so-
wohl  Objekt  wie  auch Subjekt  der  eige-
nen  Sicherheit“,  erklären  die  Autoren: 
„Dies erfordert Kooperationsbereitschaft  
im Sinne einer gemeinsamen Verantwor-
tung und bei Vielen auch, die eigene Er-
wartungshaltung zu ändern.“ 

„Für  ihre  Aufgaben“  müsse  die  Be-
völkerung  systematisch  „sensibilisiert  
und  qualifiziert  werden“.  Zudem  seien 
infrastrukturelle  Maßnahmen  vonnö-
ten. So müsse in jeder Kommunalver-

waltung die „Einrichtung eines durch-
haltefähigen  Lage-  und  Führungs-
raums mit Notstrom“ und „redundan-
ter interner und externer Kommunika-
tion“ gewährleistet sein – und es solle 
„ein  alternativer  Ausweichstandort  …  
vorgehalten“ werden.

„Mehr als Bildungsorte“
Eine besondere Rolle spielen laut der 

Analyse  aus  der  BAKS  in  diesem  Zu-
sammenhang Schulen. Sie seien „mehr 
als Bildungsorte“, heißt es in der Ana-
lyse;  sie  seien  „potenzielle  Notunter-
künfte  und  Notfalltreffpunkte“,  zudem 
„gesellschaftliche  Anker  im  Quartier“ 
und, vermittelt „über Lehrkräfte sowie 
Schülerinnen und Schüler, auch „Multi-
plikatoren für Selbstschutz und Eigen-
vorsorge“. 

Sofort  notwendig sei  eine „Inventur  
der  Schulstandorte“ bezüglich  ihrer 
„Eignung  als  Notunterkunft  und  Not-
falltreffpunkt  (Notstromanschluss,  Sa-
nitär-  und  Küchenkapazität,  Bele-
gungslogik“.[8] 

„Mittelfristig“  solle  eine  „bauliche 
und  ausstattungsseitige  Ertüchtigung  
priorisierter  Standorte“  mit  „Notstrom,  
Wasservorrat, Verpflegungs- und Schlaf-
kapazität“  erfolgen.  Nicht  zuletzt 
müsse  dann der  „Aufbau eines  schuli-
schen Lehrplans“ zu speziellen Themen 
eingeleitet  werden:  „Bevölkerungs-
schutz, Eigenvorsorge und Erste-Hilfe-Fä-
higkeit“.

Fußnoten siehe Online-Fassung

Ein reales Kriegsszenario
von Erich Vad (Buchauszug)

EILMELDUNG

Russische Raketen treffen 
Deutschland

Drohnen-Fabriken bei München von 
Raketen zerstört,  auch Taurus betrof-
fen  –  zeitgleicher  Angriff  auf  Testan-
lage  des  britischen  Militärs  Deutsch-
land im Krieg: 

Um  0:01  Uhr  (MEZ)  sind  russische 
Raketen zeitgleich im Raum München 
sowie in Swindon (Großbritannien) ein-
geschlagen.  Eine  weitere  Rakete 
schlug  knapp  vor  der  Fehmarnsund-
brücke in die Ostsee ein,  verursachte 
dort aber keinen Schaden.

Der  Angriff  auf  München  richtete 

sich gezielt gegen die dort ansässigen 
Unternehmen  der  Luftfahrt-,  Rüs-
tungs- und Verteidigungsindustrie. Die 
Standorte haben sich auf die Entwick-
lung  von  Hightech-Drohnen  für  den 
militärischen  Einsatz  spezialisiert.  Sie 
wurden komplett zerstört, ebenso wie 
die  Produktionsstätten  des  Taurus-
Marschflugkörpers.

Während  der  Schadenumfang 
enorm ist, scheint die Zahl der Opfer, 
auch  wegen  der  möglicherweise  be-
wusst gewählten Nachtzeit,  gering zu 
sein.  Noch  liegen  den  Medien  keine 
offiziellen Informationen vor, doch von 
Seiten  der  Einsatzkräfte  heißt  es,  es 
würden  keine  weiteren  Opfer  in  den 
Trümmern vermutet.

In  Berlin  hat  die  Bundestagspräsi-
dentin das Parlament bereits zu einer 
Sondersitzung  einberufen.  In  einem 
ersten Schritt soll über die Ausrufung 
des  Spannungsfalls  beraten  und  ent-
schieden werden,  mit  weitreichenden 
Folgen für  die  Menschen in  Deutsch-
land.

HINTERGRUND – WAS WIR 
BIS JETZT WISSEN

Mega-Pakt gegen Putin 
womöglich Auslöser 

Die Lieferung des Taurus an die Uk-
raine für  den Einsatz im Krieg gegen 
Russland ist in Deutschland lange dis-
kutiert,  aber  nie  umgesetzt  worden. 
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Aufklärungs-, Kampf- und Abfangdroh-
nen sind hingegen zahlreich in der Uk-
raine im Einsatz, teils mit staatlicher Fi-
nanzierung aus Deutschland. Seit 2024 
betreibt  Deutschland  zudem  eine 
eigene  Produktionsstätte  in  der  Uk-
raine. Zuletzt wurde eine Rüstungsalli-
anz  ins  Leben  gerufen.  Dadurch  soll 
die ukrainische Kampferfahrung beim 
Drohneneinsatz  mit  dem  deutschen 
Massenfertigungs-Knowhow  zusam-
mengeführt  werden.  So  will  man  die 
Front  noch zügiger und zuverlässiger 
beliefern.

Für  Kremlchef  Putin  dürfte  die  zu-
nehmende  militärische  Zusammenar-
beit Deutschlands mit der Ukraine eine 
Einmischung  in  den  Krieg  darstellen, 
auch  weil  die  deutschen  bzw.  in  Eu-
ropa gefertigten Drohnen sogenannte 
Deep Strikes möglich machen, also An-
griffe, die weit hinter die Frontlinie ins 
russische  Hinterland  reichen.  Ausge-
wählte Ziele lassen sich dort mit hoher 
Präzision  treffen,  um  die  russischen 
Truppen strategisch zu schwächen, die 
Versorgung  und  Logistik  zu  stören 
bzw. kriegsunfähig zu machen.

Der  Angriff  auf  Bayern  wäre  dem-
nach aus russischer Sicht als lange an-
gedrohter  Vergeltungsschlag  zu  ver-
stehen. In den vergangenen Monaten 
hatte  Moskau  mehrfach  entspre-
chende Warnungen ausgesprochen.

Der parallele Angriff auf das größte 
Drohnen-Testzentrum Europas im bri-
tischen  Swindon  kommt  ebenfalls 
nicht überraschend.

Immerhin hatte das britische Vertei-
digungsministerium  angekündigt,  in 
Swindon Unternehmen und Militär für 
die  Drohnenentwicklung  und  -erpro-
bung zusammenzubringen – noch eine 
Kooperation, die der Kreml als Provo-
kation aufgefasst  haben dürfte.  Dazu 
kommt, dass Großbritannien mit deut-
scher  Unterstützung  bis  zu  150  000 
Kampfdrohnen an die Ukraine liefert, 
die von dort in die Tiefe Russlands wir-
ken. 

Erst  im  vergangenen  Jahr  hatte 
Deutschland  zudem  angekündigt, 
seine  Aktivitäten  in  Großbritannien 
auszubauen,  unter  anderem  durch 
den Aufbau von Trainings- und Infra-
struktur sowie durch die Zusammenar-
beit mit dem britischen Verteidigungs-
ministerium  bei  der  Produktion  von 
Drohnen.

Warnschuss oder 
Kriegserklärung? 

Der  Militärschlag  dauerte 
weniger  als  zwölf  Minuten. 
Bereits  um  0:05  Uhr  veröf-
fentlichte das russische Ver-
teidigungsministerium  eine 
Erklärung,  in  der  Moskau 
den  Schlag  gegen  Deutsch-
land als »letzte Warnung« an 
die NATO sowie den Westen 
bezeichnet und mit weiterer 
Eskalation droht. Moskau er-
wartet,  dass  die  Unterstüt-
zung der Ukraine durch die 
NATO und verbündete Staa-
ten  insbesondere  mit  Deep 
Strikes,  anderen  Angriffs-
waffen  und Drohnen  sofort 
eingestellt wird.

Der  Kreml  seinerseits 
werde  nicht  über  die  Krim 
und  den  Donbass  verhan-
deln,  da  sie  russisches 
Staatsgebiet seien. Jeder An-
griff  in  diesem  Raum  mit 
westlicher Militärtechnologie 
werde ab sofort als Kriegser-
klärung  der  NATO  und  EU 
betrachtet  und  entspre-
chend beantwortet, heißt es aus dem 
russischen Verteidigungsministerium.

 Der Schlag knapp vor die Fehmarn-
sundbrücke sei »symbolisch« gewesen 
und  als  Warnung  zu  verstehen,  das 
Territorium der Russischen Föderation 
am  Asowschen  Meer,  insbesondere 
auch die Kertsch-Brücke, nicht mit Tau-
rus-Marschflugkörpern oder britischen 
Raketen und Drohnen anzugreifen. 

Die NATO und Europa hätten die Uk-
raine seit Jahrzehnten gegen Russland 
hochgerüstet  und  die  Region  gezielt 
destabilisiert,  nicht  zuletzt  durch  ge-
meinsame Seemanöver von NATO und 
Ukraine im Schwarzen Meer, heißt es 
in  der  Erklärung  weiter.  Die  Geduld 
Moskaus gehe zu Ende: »Russland ist 
zu  Friedensverhandlungen  bereit, 
doch wer Krieg mit Russland will  und 
betreibt, wird ihn bekommen.« 

Russischer Raketen-Regen: 
Deutschland weitgehend 
schutz- und chancenlos 

Kurz  vor  Mitternacht  schlugen  die 
ersten Warnsysteme an. In Kaliningrad 
waren  Iskander-Hyperschallsysteme 

aktiviert  worden;  gleichzeitig  wurden 
Starts  von  SS-X-34  Oreschnik-
Höchstgeschwindigkeitsraketen  regis-
triert.  Wenige  Sekunden  später  war 
klar: Deutschland wird aus dem Raum 
Kaliningrad  mit  ballistischen  Flugkör-
pern  angegriffen.  Seit  Jahren  warnen 
Experten vor genau dieser Art von An-
griffen:  Die  Flugkörper  erreichen  ex-
treme Geschwindigkeiten, so dass we-
nig bis keine Zeit für die Verteidigung 
bleibt. 

Die  Abwehr  solcher  Waffensysteme 
gehört deshalb zu den anspruchsvolls-
ten  Aufgaben  moderner  Luftverteidi-
gung. Deutschland selbst verfügt der-
zeit  nicht über vergleichbare,  einsatz-
fähige  Hyperschall-  oder  ballistische 
Mittelstreckenwaffen.  In  anderen 
europäischen  Ländern  sieht  die  Lage 
nicht viel besser aus. Man arbeitet je-
doch unter Hochdruck daran, diese Lü-
cke zu schließen. 

Heute  Nacht  hat  sich  gezeigt,  dass 
diese  Fähigkeitslücke  tödlich  sein 
kann,  sollte  Moskau  seine  Drohung 
wahrmachen.  Sofern  jetzt  nicht  auf 
Verhandlungen gesetzt  wird,  befindet 
sich  Deutschland  seit  0:01  Uhr  im 
Krieg.
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Panik in der EU angesichts von Illusionen und fehlender Diplomatie
von Glenn Diesen (Norwegen)  

Zusammenfassung  eines  Videogesprä-
ches,  das  von  Glenn Diesen  mit  Michael  
von der Schulenburg geführt wurde. Das  
Videogespräch  wurde  auf  englisch  ge-
führt,  mit  deutschen  Untertiteln.  Die  Zu-
sammenfassung von Glenn Diesen wurde  
von uns aus der englischen Fassung vom  
26.10.2026  („Michael  von  der  Schulen-
burg: Desperation in Europe as Defeat in  
Ukraine Exposes  Lies“)  auf  deutsch über-
setzt mit Deepl.com.

Michael  von  der  Schulenburg,  deut-
scher Europaabgeordneter und ehema-
liger  stellvertretender  Generalsekretär 
der Vereinten Nationen mit 34 Jahren di-
plomatischer  Erfahrung,  argumentiert, 
dass  Europas Ukraine-Politik  unter  der 
Last militärischer Realitäten, gescheiter-
ter Diplomatie und politischer Illusionen 
zusammengebrochen  ist.  Die  europäi-
schen  Staats-  und  Regierungschefs 
müssen sich nun den Folgen stellen, die 
sich  daraus  ergeben,  dass  sie  frühere 
Friedensmöglichkeiten  abgelehnt  und 
stattdessen  eine  Strategie  verfolgt  ha-
ben, die die Ukraine verwüstet und Eu-
ropa selbst geschwächt hat.

Europas Weigerung, die Realität 
anzuerkennen

Das  Europäische  Parlament  ist  nach 
wie  vor  gefährlich  realitätsfern.  In  sei-
nen  Diskussionen  über  die  Unterstüt-
zung  der  Ukraine  werden  zunehmend 
Vorschläge  gemacht,  die,  sollten  sie 
umgesetzt  werden,  zu  einem  direkten 
Krieg  Europas  mit  Russland  führen 
könnten. Die Diplomatie ist aus dem po-
litischen  Denken  praktisch  verschwun-
den.

Russland gewinnt den Krieg, während 

sich die Verhandlungsposition der Uk-
raine täglich verschlechtert. Die euro-
päischen Staats- und Regierungschefs 
reden weiterhin so, als würde militäri-
scher Druck Moskau zu Zugeständnis-
sen zwingen – trotz immer deutliche-
rer Anzeichen dafür, dass ihre Strate-
gie gescheitert ist.

Die Ukraine weist zunehmend Merk-
male eines gescheiterten Staates auf: 
Bevölkerungsrückgang,  Desertion, 
Zwangsrekrutierung,  schwächer  wer-
dende Regierungsführung und wach-
sende Abhängigkeit von bewaffneten 
Milizen.  Millionen  Ukrainer  sind  mit 
verheerenden  humanitären  Bedin-
gungen  konfrontiert,  doch  die  euro-
päischen  Regierungen  befürworten 
weiterhin militärische Lösungen.

Die Vereinigten Staaten ziehen sich 
zunehmend  aus  dem  Krieg  zurück 
und  könnten  der  Wiederherstellung 
der Beziehungen zu Russland Priorität 
einräumen. Europa könnte sich infol-
gedessen isoliert wiederfinden – ohne 
nennenswerte  diplomatische  Kon-
takte,  ohne  eine  abgestimmte  Ver-
handlungsposition  und  ohne  jeman-
den, der in der Lage ist, mit Moskau 
zu verhandeln.

Die NATO-Erweiterung und der 
abgelehnte Frieden

Das  grundlegende  Problem  hinter 
dem Krieg war Sicherheit, nicht Terri-
torium.  Die  NATO-Erweiterung  und 
die Weigerung, Russlands Sicherheits-
bedenken ernst  zu nehmen,  schufen 
die  Voraussetzungen  für  eine  Kon-
frontation.

Jede spätere Einigung, die die Neu-

tralität der Ukraine festschreibt,  wird 
das  Scheitern  der  europäischen  Be-
hauptung  offenbaren,  der  Krieg  sei 
völlig unprovoziert gewesen. Europäi-
sche  Staats-  und  Regierungschefs 
werden sich unvermeidlichen Fragen 
stellen  müssen,  warum  jahrelange 
Kämpfe und enorme Verluste notwen-
dig  waren,  obwohl  die  Neutralität 
schon früher hätte ausgehandelt wer-
den können.

Die  Verhandlungen  in  Istanbul  im 
Jahr 2022 stellten eine außergewöhn-
liche  diplomatische  Chance  dar.  Die 
Ukraine  und  Russland  standen  kurz 
nach Beginn der Kämpfe kurz vor ei-
ner  Einigung,  doch  westliche  Einmi-
schung,  insbesondere  seitens  Groß-
britanniens,  untergrub  diesen  Pro-
zess.

Die  Ukraine  hätte  durch  eine  frü-
here  Einigung  territoriale  Verluste 
vermeiden  können.  Stattdessen  ver-
folgten westliche Regierungen die Il-
lusion,  dass  wirtschaftliche  Überle-
genheit,  Sanktionen  und  militärische 
Hilfe Russland zermürben würden.

Sie übersahen dabei eine entschei-
dende  Tatsache:  Europa  kämpfte 
durch  die  Ukrainer.  Letztendlich  war 
es die Ukraine und nicht Russland, die 
erschöpft war.

Neutralität bietet der Ukraine 
eine Zukunft

Das  Überleben  der  Ukraine  erfor-
dert, dass sie die Vorstellung aufgibt, 
ihre Zukunft müsse durch einen Wett-
streit  zwischen  Russland  und  dem 
Westen bestimmt werden.

Eine souveräne, demokratische und 
neutrale  Ukraine  könnte  wirtschaftli-
che Beziehungen sowohl zur Europäi-
schen Union als  auch zu den BRICS-
Staaten  unterhalten.  Ihre  geografi-
sche Lage zwischen Europa und Asien 
könnte zu einem Vorteil statt zu einer 
Quelle der Konfrontation werden.

Eine NATO-Mitgliedschaft ist mit ei-
ner nachhaltigen Lösung unvereinbar. 
Auch eine Mitgliedschaft in der Euro-
päischen  Union  ist  unrealistisch.  Die 
Zerstörung,  die  Korruption  und  der 
Wiederaufbaubedarf der Ukraine wür-
den  einer  bereits  geschwächten  EU 
enorme finanzielle Belastungen aufer-
legen.
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Die  Priorität  muss  stattdessen  darin 
bestehen, die Ukraine als funktionieren-
den Staat zu erhalten. Russland und die 
europäischen  Länder  tragen  gemein-
sam  die  Verantwortung  dafür,  ihren 
vollständigen  Zusammenbruch  zu  ver-
hindern.

Eine Lösung muss zudem die territori-
alen  Realitäten  anerkennen.  Russland 
wird  die  von  ihm  eroberten  Gebiete 
nicht  aufgeben,  und  die  Fähigkeit  der 
Ukraine, Odessa zu behalten, ist für ihr 
wirtschaftliches  Überleben  besonders 
wichtig.

Komplizierte  Gebietsausgleiche,  ent-
militarisierte  Zonen  und  internationale 
Überwachungsmechanismen  können 
eine  grundlegende  politische  Einigung 
nicht ersetzen.

Die Europäische Union steht vor 
einer Bewährungsprobe

Europas Niederlage in der Ukraine be-

droht die politischen Grundlagen der 
Europäischen Union.

Regierungen  in  ganz  Europa  sind 
durch  innenpolitische  Unzufrieden-
heit,  wirtschaftliche  Schwierigkeiten 
und  wachsenden  Widerstand  gegen 
die  Finanzierung  des  Krieges  ge-
schwächt.  Deutschland  veranschau-
licht  diesen Wandel:  Dort  wächst die 
Unterstützung  für  politische  Kräfte, 
die  Verhandlungen,  ein  Ende  der 
Sanktionen und die Wiederaufnahme 
wirtschaftlicher Beziehungen zu Russ-
land befürworten.

Die europäische Einheit könnte nati-
onalen  Interessen  weichen.  Länder 
wie  Deutschland,  Ungarn,  Bulgarien, 
Rumänien und die Tschechische Repu-
blik haben gewichtige Gründe, die Be-
ziehungen  zu  Moskau  wiederherzu-
stellen.

Europa muss zudem erkennen, dass 
seine  wirtschaftliche  Zukunft  mit 
Asien verbunden ist, insbesondere mit 

China, Indien und Russland.
Die Lösung liegt nicht in einer wei-

teren Militarisierung, sondern in einer 
erneuten  Diplomatie.  Deutschland 
und  Russland  haben  ein  übergeord-
netes gemeinsames Interesse daran, 
eine  weitere  militärische  Konfronta-
tion  zu  vermeiden,  während  beide 
Gründe haben, den Wiederaufbau der 
Ukraine zu unterstützen.

Die europäischen Staats- und Regie-
rungschefs müssen sich von der Illu-
sion  verabschieden,  dass  Russland 
über  die  Ukraine  besiegt  werden 
kann.  Ihre Aufgabe ist  es,  den Krieg 
zu  beenden,  die  Fehler  einzugeste-
hen, die ihn verlängert haben, und ei-
nen dauerhaften Frieden zu schaffen.

Ohne diesen  Wandel  wird  sich  die 
Zerstörung  der  Ukraine  weiter  ver-
schärfen,  wird  Europas  internationa-
ler  Einfluss  schwinden  und  werden 
künftige Generationen die Folgen ei-
ner katastrophalen Politik erben.

Argumente für weniger Einigkeit in der EU
von Glenn Diesen
Nachfolgend bringen wir in deutscher  

Übersetzung (mit Deepl.com) einen aus-
führlichen Kommentar von Glenn Diesen  
zu  dem am Dienstag,  den  27.10.26  er-
folgten  Telefonat  zwischen  Finnlands  
Präsident Stubb, Norwegens Regierungs-
chef Støre und dem russischen Präsiden-
ten  Putin.  Der  Beitrag  in  Englisch  er-
schien auf Glenn Diesens Substack.  

Warum Norwegen und 
Finnland Recht hatten, Putin 

anzurufen
Die Regierungschefs von Norwegen 

und  Finnland  werden  dafür  kritisiert, 
dass  sie  durch ihren Anruf  bei  Präsi-
dent Putin mit dem europäischen Kon-
sens über den diplomatischen Boykott 
gebrochen haben.  Ihre Entscheidung, 
diese Solidarität zu untergraben, wird 
als  spaltend und schwächend für  Eu-
ropa  angesehen.  Ich  vertrete  die  ge-
genteilige Ansicht. Es war ein mutiger 
und notwendiger Schritt, da der euro-
päische  Konsens  auf  einer  rhetori-
schen Falle beruht, die Europa isoliert, 
es  zunehmend  irrelevant  macht  und 
das Risiko birgt, es in einen Krieg mit 
Russland  –  der  größten  Atommacht 
der Welt – zu führen. Ich möchte noch 
ein  weiteres  Argument  anführen:  Wir 
sollten  eine  gesunde  Skepsis  gegen-

über der Vorstellung entwickeln, dass 
es  immer  eine  Stärke  ist,  mit  einer 
Stimme zu sprechen.

Wie man mit einer Stimme 
spricht: Die rhetorische Falle
Fragen Sie sich einmal: Wie können 

mehr als 27 Länder mit unterschiedli-
chen politischen,  wirtschaftlichen und 
sicherheitspolitischen  Interessen  sich 
auf eine gemeinsame Außenpolitik ei-
nigen und mit einer Stimme sprechen? 
Eine gemeinsame Stimme lässt sich er-
reichen, indem man kollektive Interes-
sen  definiert  oder  eine  rhetorische 
Falle stellt. Eine rhetorische Falle wird 
gestellt,  wenn  Politiker  gemeinsame 
Werte  und  frühere  Verpflichtungen 
nutzen,  um andere dazu zu drängen, 
politische  Maßnahmen  zu  unterstüt-
zen, die sie andernfalls ablehnen wür-
den. Uneinigkeit wird als Verrat an die-
sen  Werten  dargestellt,  wodurch  es 
politisch kostspielig  wird,  eine abwei-
chende Meinung zu vertreten – selbst 
wenn die Politik den nationalen Inter-
essen zuwiderläuft.

Der einfachste Weg,  einen Konsens 
zu  erzwingen,  besteht  darin,  jedes 
Thema  als  Kampf  zwischen  Gut  und 
Böse  darzustellen.  Sobald  politische 
Meinungsverschiedenheiten zu morali-

schen Fragen werden, können diejeni-
gen, die den Konsens in Frage stellen, 
bloßgestellt  statt  mit Argumenten wi-
derlegt  werden.  Wenn  jedes  Thema 
auf  eine  Wahl  zwischen  Freiheit  und 
Imperialismus  reduziert  wird,  fällt  es 
viel leichter, mit einer Stimme zu spre-
chen.  Die  Besessenheit,  mit  einer 
Stimme zu sprechen, macht die Euro-
päer anfällig für Schwarz-Weiß-Denken 
und kriegstreiberische Politik.
Die Europäer schließen sich hinter ab-
surden  Parolen  wie  „Putin  ist  Hitler“ 
und  „Russland  will  die  Sowjetunion 
wiederherstellen“  zusammen.  Diese 
Parolen helfen uns nicht dabei,  Russ-
land zu verstehen oder eine vernünf-
tige Politik  zu entwickeln,  um den Si-
cherheitswettbewerb  zu  entschärfen. 
Ihr  Zweck  ist  es,  moralische  Klarheit 
herzustellen  und  politische  Konformi-
tät  durchzusetzen.  Diese  Parolen  mit 
fundierten  Argumenten  in  Frage  zu 
stellen, gilt als unmoralisch und als Be-
drohung  für  die  europäische  Einheit. 
Diese rhetorische Falle ist äußerst ge-
fährlich,  denn  in  einem  Kampf  zwi-
schen Gut und Böse gelangen wir  zu 
dem Schluss, dass Diplomatie Nachgie-
bigkeit  („Appeasement“)  ist  und  Waf-
fen der Weg zum Frieden sind.
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Das Ende von Debatten
Betrachten wir die Debatte über die 

europäische Sicherheit nach dem Kal-
ten Krieg. Einst haben wir den Grund-
satz  der  unteilbaren  Sicherheit  aner-
kannt, der besagt, dass ein Staat seine 
Sicherheit  nicht  auf  Kosten  anderer 
stärken darf. Bei Diskussionen über Si-
cherheit ging es darum, Abschreckung 
und  vertrauensbildende  Maßnahmen 
in  Einklang zu  bringen.  Diese  Grund-
sätze sind aus dem politischen Diskurs 
in  Europa  weitestgehend  verschwun-
den. Heute geht es nur noch um Ab-
schreckung.  Es  gilt  als  Ketzerei,  die 
Vorstellung  in  Frage  zu  stellen,  dass 
die  NATO eine „Kraft  des  Guten“  sei, 
und  alle  Bedenken  hinsichtlich  der 
NATO-Expansion  werden  als  Wider-
stand gegen Demokratie und Freiheit 
dargestellt. Wie können wir einen Kon-
flikt lösen, wenn wir nicht einmal über 
dessen Ursachen diskutieren dürfen?

Stattdessen  messen  europäische 
Staats-  und  Regierungschefs  den  Er-
folg ihrer Politik zunehmend an ihren 
moralischen  Absichten  und  nicht  an 
deren Folgen.  Sanktionen werden als 
Beweis  für  Entschlossenheit  darge-
stellt,  die Bereitschaft,  einen Krieg zu 
führen,  als  Ausdruck  von  Solidarität, 
und die Ablehnung von Diplomatie als 
standhaftes  Eintreten  gegen  Aggres-
sion. Doch was geschieht, wenn diese 
Politik nicht die beabsichtigten Ergeb-
nisse hervorbringt? Die Antwort lautet 
in  der  Regel:  mehr Sanktionen,  mehr 
Krieg und weniger Diplomatie. Die Po-
litik  selbst  darf  nicht  hinterfragt  wer-
den, ohne den Anschein zu erwecken, 
die moralischen Grundlagen der euro-
päischen Einheit zu untergraben.

Solidarität als Waffe
Auch die Forderung nach Solidarität 

wird als Waffe eingesetzt, um die Ver-
nunft außer Kraft zu setzen. WikiLeaks 
enthüllte, wie norwegische Beamte ur-

sprünglich ernsthafte Bedenken geäu-
ßert hatten, dass die strategische Ra-
ketenabwehr der USA das nu-
kleare Gleichgewicht mit Russ-
land stören und die  Welt  de-
stabilisieren  würde.  Der  US-
Botschafter  berichtete  nach 
Washington,  dass  die  Norwe-
ger  dazu  bewegt  werden 
könnten,  ihre  Position  zu  än-
dern – nicht durch Argumente, 
sondern  durch  die  Betonung 
der Notwendigkeit von NATO-
Solidarität. Würde den Norwe-
gern  die  Wahl  zwischen  der 
„Wiederholung russischer Nar-
rative“  und  der  Verteidigung 
der  NATO-Solidarität  gestellt, 
würden sie sich fügen.

Später  sandte  der  US-Bot-
schafter  eine  weitere  Nachricht  nach 
Washington, in dem er bestätigte, dass 
ihre  Zusammenarbeit  mit  NGOs, 
Thinktanks, Journalisten und Politikern 
die Botschaft vermittelt habe und dass 
die  Norweger  ihre  Sicherheitsbeden-
ken aufgäben.  Dies war nicht das Er-
gebnis von Argumenten, sondern von 
Druck, Solidarität in einer Welt zu zei-
gen, in der alles in Schwarz-Weiß-Kate-
gorien dargestellt wird. Seitdem ist die 
Architektur  der  nuklearen  Rüstungs-
kontrolle  weitgehend  zusammenge-
brochen, und die Welt steht vor einer 
gefährlichen Zukunft – doch die politi-
sche Klasse tröstet sich mit der Tatsa-
che, dass all dies im Namen der Solida-
rität geschehen ist.

Dies  ist  ein  gefährlicher  Weg,  die 
europäische  Sicherheit  zu  gestalten. 
Wenn  Solidarität  bedeutet,  dass  Län-
der ihre eigenen Sicherheitsbewertun-
gen  aufgeben  müssen,  um  eine  ge-
meinsame  Position  zu  unterstützen, 
dann wird die Solidarität selbst zu ei-
ner  Quelle  der  Unsicherheit.  Der 
Zweck  der  Zusammenarbeit  sollte 
darin bestehen, unterschiedliche Inter-

essen  in  Einklang  zu 
bringen und bessere po-
litische  Strategien  zu 
entwickeln,  nicht  darin, 
Regierungen  unter 
Druck zu setzen,  immer 

wieder  dieselben  inhaltsleeren  Argu-
mente zu wiederholen.

Mit einer Stimme sprechen 
oder den Kurs korrigieren?

Ein starkes Europa sollte in der Lage 
sein,  Meinungsverschiedenheiten  un-
ter  seinen  Mitgliedern  zu  tolerieren. 
Tatsächlich  sind  solche  Meinungsver-
schiedenheiten  notwendig,  wenn  Eu-
ropa falsche politische Strategien kor-
rigieren soll.  Wenn abweichende Mei-
nungen  als  Illoyalität  behandelt  wer-
den, lassen sich politische Fehler kaum 
noch  rückgängig  machen.  Die  politi-
schen Führer  werden zu  Gefangenen 
ihrer eigenen Rhetorik.

Norwegen und Finnland sollten da-
her nicht dafür kritisiert werden, dass 
sie den europäischen Konsens über di-
plomatische Isolation in Frage stellen. 
Sie  sollten  ermutigt  werden.  Europa 
braucht Länder, die bereit sind, politi-
sche Maßnahmen zu hinterfragen, die 
resistent gegen Kritik geworden sind – 
insbesondere wenn diese Maßnahmen 
Krieg und Frieden betreffen.

Der derzeitige europäische Konsens 
wird durch eine rhetorische Falle auf-
rechterhalten, die Europa isoliert, den 
Kontinent  zunehmend  irrelevant 
macht und die Gefahr birgt, uns in ei-
nen Krieg hineinzuziehen. Ich plädiere 
daher  für  etwas  weniger  Solidarität 
und etwas mehr gesunden Menschen-
verstand.
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Foto: Treffen des russischen Außenministers Lawrow mit dem 
deutschen Außenminister Wadepul am 26. September 2026 während 
der UN-Generalversammlung in New York. Das Gespräch dauerte 
ganze 22 Minuten. Zuvor hatte es letztmalig am 18. Januar 2022 in 
Moskau ein Gespräch zwischen Lawrow und der damaligen deutschen 
Außenministerin Baerbock gegeben. 
Screenshot oben:  Kommentierung in dem Internetportal MSN zur EU-
Außenbeauftragten Kallas.



Buchbesprechung: Der fatale Kreislauf der Ausgrenzung
Jeffrey Sachs: Europas strategischer Irrtum. Warum die anti-russische Haltung selbstzerstörerisch ist. 
Westend Verlag, Neu-Isenburg 2026, 337 Seiten, ISBN 978-3-98791-377-8.   

In  einer  Zeit  der  offenen  Eskalation 
und  akuter  Kriegsgefahr  legt  der  US-
Ökonom  Jeffrey  Sachs  eine  historische 
Untersuchung vor. Seine Kernlesart lau-
tet: Europa hat in seiner Geschichte wie-
derholt Friedensangebote Russlands zu-
rückgewiesen, obwohl jeweils eine trag-
fähige Verhandlungslösung möglich ge-
wesen wäre. Diese Entscheidungen ha-
ben  sich  regelmäßig  als  selbstschädi-
gend erwiesen.

Das System der doppelten Standards
Sachs sieht die Ursache der aktuellen 

Krise  in  einer  „strukturellen  Verzerrung  
im  europäischen  sicherheitspolitischen  
Denken“.  Er  beschreibt  eine  „tief  veran-
kerte Tendenz, Russland von den sonst üb-
lichen Regeln diplomatischer Praxis auszu-
nehmen“. Während der Westen anderen 
Großmächten legitime Interessen zuge-
steht,  wird  russischen  Anliegen  von 
europäischen Regierungen und Medien 
meist von vornherein die Berechtigung 
abgesprochen. Russische Sicherheitsbe-
dürfnisse gelten im westlichen Diskurs 
oft als moralische Verfehlung, der man 
sich widersetzen müsse. 

Die  Ausblendung  der  eigenen  Ge-
waltgeschichte

Der Autor kritisiert, wie die Fehler der 
sowjetischen Ära – von der Zwangskol-
lektivierung über Stalins Terror bis zum 
Gulag und dem Massaker  von Katyn – 
instrumentalisiert werden, um Russland 

dauerhaft aus der europäischen Ord-
nung auszuschließen. Sachs verharm-
lost  diese  Verbrechen  nicht,  fordert 
aber denselben Maßstab für den Wes-
ten.

Er erinnert an die Gewaltgeschichte 
der Westmächte: Das Britische Empire 
und Frankreich bauten ihre Imperien 
durch  brutale  Eroberungen  auf  und 
verantworteten schwere Hungersnöte 
in Irland und Indien. Die USA dehnten 
ihr Staatsgebiet durch die Vertreibung 
und  den  Genozid  an  der  indigenen 
Bevölkerung  aus,  hielten  bis  in  die 
1960er-Jahre  eine  rassistische  Apart-
heid aufrecht und stürzten über Jahr-
zehnte  hinweg  mittels  verdeckter 
Operationen der CIA ausländische Re-
gierungen –  etwa im Iran,  in  Guate-
mala  oder  in  Chile.  Das  europäische 
Selbstbild  als  gesetzestreu  und  fort-
schrittlich funktioniert historisch über 
die Abgrenzung von einem angeblich 
rein autokratischen und gefährlichen 
Russland.  Nach  1945  und  verschärft 
nach  1991  wurde  diese  europäische 
Haltung durch die strategischen Ziele 
der USA verstärkt und vorgegeben.

Ein historisches Drama in 5 Akten
Sachs  belegt  diese  Kontinuität  an-

hand von fünf historischen Phasen:
• Akt I:  Die britische Erfindung der 

„russischen  Bedrohung“  im  19.  Jahr-
hundert, die den vermeidbaren Krim-
krieg auslöste.  Geopolitische Interes-
sen wurden in moralische Kategorien 
übersetzt, um den Konflikt als Kampf 
der Zivilisation darzustellen. 

• Akt II: Die militärische Intervention 
des  Westens  im  russischen  Bürger-
krieg ab 1918 und der anschließende 
Ausschluss der Sowjetunion aus euro-
päischen Verträgen. 

• Akt III: Das Versagen der kollekti-
ven  Sicherheit  in  den  1930er-Jahren. 
Sachs zeigt, dass die Furcht vor dem 
Bolschewismus  ein  gemeinsames 
Bündnis  gegen  Hitler  blockierte  und 
die Sowjetunion 1939 in den Molotow-
Ribbentrop-Pakt  als  defensiven  Aus-
weg drängte. 

• Akt IV: Die Verfestigung des Kalten 
Krieges  nach  1945  durch  die  Ableh-
nung eines neutralen, wiedervereinig-
ten  Deutschlands.  Nur  die  deutsche 
Ostpolitik der 1970er-Jahre zeigte vor-

übergehend, dass Entspannung durch 
die  Anerkennung  gegenseitiger  Si-
cherheitsinteressen möglich ist. 

•  Akt  V:  Die  Zeit  ab  1991.  Anstatt 
nach dem Ende der Sowjetunion eine 
gemeinsame  Sicherheitsordnung  zu 
bauen, weiteten die USA und Europa 
die  NATO  immer  weiter  aus.  Diese 
Missachtung russischer Sicherheitsbe-
denken führte direkt in den Ukraine-
Krieg. 

Augenzeuge des westlichen Hoch-
mutes in Moskau

Besondere Aussagekraft  erhält  das 
Buch  durch  Sachs‘  eigene  Erfahrun-
gen. Als wirtschaftspolitischer Berater 
des russischen Präsidenten Boris  Jel-
zin  und  des  Reformers  Jegor  Gaidar 
war er von 1991 bis Ende 1993 in Mos-
kau  direkt  beteiligt.  Er  forderte  da-
mals  vom  Westen  finanzielle  Unter-
stützung,  Schuldenerlasse  und einen 
Stabilisierungsfonds  für  Russland  – 
analog zu den Programmen, die er zu-
vor erfolgreich für Polen ausgearbei-
tet hatte.

Die G7-Staaten und das Weiße Haus 
lehnten dies jedoch ab. Sachs erlebte 
in  Moskau,  wie  dem  Land  in  einer 
schweren  Versorgungskrise  mit  dem 
Stopp  von  Nahrungsmittelhilfen  ge-
droht  wurde,  falls  Altschulden  nicht 
sofort bedient würden. Weil der Wes-
ten  jede  substantielle  Hilfe  verwei-
gerte  und  stattdessen  wirtschafts-
feindliche  Hardliner  Aufwind  erhiel-
ten, trat Sachs im Januar 1994 von sei-
nem Beraterposten zurück.

Der Epilog als Mahnung zur Umkehr
Im Epilog beschreibt Sachs die Fol-

gen dieser Politik für das heutige Eu-
ropa: Steigende Energiekosten, Dein-
dustrialisierung,  hohe  Rüstungsaus-
gaben und das Risiko einer atomaren 
Eskalation. Wenn Verhandlungen mo-
ralisch  so  aufgeladen  werden,  dass 
Gespräche als Schwäche oder Kompli-
zenschaft gelten, wird Diplomatie un-
möglich.

Der einzige Ausweg aus der Eskala-
tion ist eine Rückkehr zu einem Realis-
mus, der die Sicherheitsinteressen al-
ler  Seiten  anerkennt  und  vertraglich 
einbindet.

Von Manfred Karl Böhm - Übernahme  
von Globalbridge.ch, leicht gekürzt
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Droht ein russischer Angriff 2029?
von Jürgen Wagner

Auszug  aus  einer  IMI-Studie  auf  Basis  
des  Buches  „Kriegstüchtig  an  allen  Fron-
ten“ (siehe auch Buchbesprechung in der  
letzten Ausgabe des FriedensJournals).

Aus  der  aktuellen  Mittelfristigen  Fi-
nanzplanung vom Juli 2026 geht hervor, 
dass die Bundesregierung die ohnehin 
bereits  von  58,3  Mrd.  Euro  (2022)  auf 
126,3 Mrd. Euro (2026) rasant gestiege-
nen Militärausgaben noch einmal dras-
tisch auf 200,9 Mrd. Euro bis zum Jahr 
2030  anheben  will  (Verteidigungshaus-
halt  plus  andere  militärrelevante  Pos-
ten). Dennoch offenbart die jüngste Be-
völkerungsumfrage  der  Bundeswehr 
einmal  mehr eine relativ  hohe Zustim-
mung für steigende Militärausgaben.

Dazu trägt vor allem die gebetsmühle-
nartig  beschworene  Bedrohung  durch 
Russland bei, die als zentrale Rechtferti-
gung für den aktuellen Rüstungsschub 
herhalten muss. Im Zentrum steht dabei 
die  Behauptung,  Russland  sei  im  Jahr 
2029 sowohl willens als auch in der Lage 
NATO-Territorium anzugreifen,  mit  der 
sich in der Folge kritisch auseinanderge-
setzt werden soll. Wo kommt diese Aus-
sage eigentlich her? Und vor allem: Wie 
plausibel ist sie?

Russland: Kriegswillig 2029?
Ab  2029  sei  Russland  also  fähig, 

NATO-Territorium  anzugreifen,  diese 
steile These wurde am 5. Juni 2024 erst-
mals  prominent  von  Verteidigungsmi-
nister  Boris  Pistorius  in  die  Öffentlich-
keit getragen: 

„Wir dürfen nicht glauben, dass Putin an 
den Grenzen der Ukraine, wenn er so weit 
kommt, haltmachen wird. Wir müssen bis 
2029 kriegstüchtig sein. Wir müssen Ab-
schreckung leisten, um zu verhindern, 
dass es zum Äußersten kommt.“

Augenscheinlich beruhen diese Russ-
land-Einschätzungen  auf  einem  NATO-
Papier,  über  das  lange  herzlich  wenig 
bekannt  war.  Am  24.  September  2025 
veröffentlichte die Tagesschau dann ei-
nen längeren Beitrag, der zumindest ei-
nige Details enthielt. Demnach handele 
es sich dabei um ein „Joint Threat Assess-
ment“ (JTA),  eine  Bedrohungsanalyse, 
die  von  etwa  einem  Dutzend  NATO-
Staaten erstellt worden sein soll. 

Laut  Tagesschau-Artikel  soll  die  JTA 
aus dem Jahr 2023 stammen und einen 

russischen Angriff innerhalb von drei 
bis fünf Jahren für möglich erklärt ha-
ben (ohne dies aber gleichzeitig auch 
als wahrscheinlich zu bezeichnen). 

Der Zeitraum 2026 bis 2028 wurde 
auch in einigen Artikeln so wiederge-
geben,  die  erschienen  waren,  bevor 
Pistorius  an  die  Öffentlichkeit  ging. 
Der Verteidigungsminister habe „ver-
sehentlich“  2029  genannt,  von  einer 
„Korrektur“  habe  sein  Ministerium 
aber  abgesehen,  nachdem  die  Zahl 
nun  einmal  in  der  Öffentlichkeit  ge-
standen habe, so der besagte Tages-
schau-Artikel.  

Einfach  den  Zeitpunkt  für  einen 
möglichen  Angriff  gegenüber  dem 
NATO-Papier, an das sich ansonsten ja 
regelrecht  geklammert  wird,  um  ein 
bis drei Jahre nach hinten zu verschie-
ben,  steht  im  krassen  Gegensatz  zu 
dem Alarmismus, der in dieser Ange-
legenheit  ansonsten  an  den Tag ge-
legt wird.

Weiter heißt es über die NATO-Ein-
schätzung – eine nicht genannte Spre-
cherin des Verteidigungsministeriums 
zitierend –, sie basiere „auf nationalen 
und  internationalen  Aufklärungsinfor-
mationen  von  nachrichtendienstlichen  
und offenen Quellen“, allerdings könn-
ten aus  „Gründen der militärischen Si-
cherheit  [...]  keine  weiteren  Informaio-
nen“  preisgegeben  werden.  Vor  die-
sem  Hintergrund  ist  es  überaus  be-
fremdlich, wenn sich derzeit alle mög-
lichen  Aufrüstungsfans  mit  angebli-
chem Fachwissen  auf  das  NATO-JTA-
Papier beziehen, obwohl sie die Plau-
sibilität der darin enthaltenen Aussa-
gen nicht überprüfen können.

Denn nicht einmal der gewiss über 
eine  relativ  hohe  Sicherheitsfreigabe 
verfügende Professor an der Bundes-
wehruniversität  München,  Carlo  Ma-
sala, hat es zu Gesicht bekommen:

„Niemand hat es [das NATO-Papier] le-
sen können. Ohnehin wird die Zahl 2029  
von Politikern strategisch genutzt. Sie 
müssen sagen, dass Russland 2029 ei-
nen Krieg führen könnte, um die Men-
schen auf höhere Verteidigungsmaß-
nahmen einzustimmen. [...] Ein russi-
scher Einmarsch in Deutschland ist für 
mich ausgeschlossen.“

Jemand  anderes  mit  hoher  Sicher-
heitsfreigabe,  Finnlands  Präsident 
Alexander Stubb, gab unter dem Ver-
weis  auf  die  ihm  vorliegenden  Ge-
heimdienstinformationen  hinsichtlich 
der  Gefahr  eines  russischen Angriffs 
auf NATO-Territorium an: 

„Wenn jemand eine solche Kristallkugel 
hätte – wunderbar. Aber ich sehe dafür 
einfach weder Belege noch Fakten. [...] 
Für keine Macht der Welt ergibt es Sinn, 
die Entschlossenheit dieses Bündnisses 
auf die Probe zu stellen.“ 

Ganz  ähnlich  gibt  Alexus  Grynke-
wich,  der  NATO-Oberbefehlshaber 
und zugleich Chef der US-Streitkräfte 
in  Europa,  an,  Russland  sei  derzeit 
„nicht  auf  der  Suche  nach einem Kon-
flikt“. Und selbst BND-Chef Martin Jä-
ger  warnt  zwar  lautstark  vor  feindli-
chen Aktionen  unterhalb  der  Kriegs-
schwelle  („hybrid“),  doch  selbst  er 
sieht  keine  konkreten  Hinweise  für 
russische Angriffsabsichten auf NATO-
Territorium: 

„Aktuell liegen uns keine Hinweise vor, 
dass Russland einen solchen Angriff pla-
nen könnte. [...] Russland ist im Augen-
blick sehr stark mit der Kriegsführung in  
der Ukraine beschäftigt.“ 

Interessant  ist  in  diesem  Zusam-
menhang auch eines der wenigen Zi-
tate, die in der Presse direkt aus dem 
JTA-Papier wiedergegeben werden. Es 
besagt,  es  gäbe  keine  Hinweise  auf 
eine  „unmittelbar bevorstehende russi-
sche Konfrontation mit der Nato“.
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Aktuelles aus der Kulturbörse
Die Kulturbörse für die Friedensbewe-
gung hat  sich im Laufe  dieses  Jahres 
aus Startlöchern heraus bereits zu ei-
ner umfangreichen Sammlung von Ein-
zelbeiträgen, Musiker-Steckbriefen und 
Verlinkungen entwickelt. Es ist deshalb 
an der Zeit,  dieses Angebot regelmä-
ßig  per  Newsletter  vorzustellen,  auch 
mit der Bitte um weitere Verbreitung. 
Für diejenigen, die unser Informations-
angebot  noch  nicht  kennen,  finden 
sich  auf  unser  Startseite  einige  Hin-
weise zum Hintergrund und unserem 
Selbstverständnis. 

Hier eine Auswahl nach Rubriken, die 
zum  Herumstöbern  auf  unser  Home-
page anregen soll:

Gefundenes: Friedenspolitische The-
men in der Kulturszene

Neben  einer  Zusammenstellung  von 
interessanten  Websites  zur  Friedens-
kultur  verweisen  wir  auf  folgende 
letzte Einzelbeiträge: 

Wo ist die Kultur der Protestsongs ge-
blieben? | Wolfgang Zarnack: Miniserie 
gegen den Krieg | Macklemore versus 
Ed Sheeran: Eine Wendepunkt der Pa-
lästina-Bewegung? | 

Tino Eisbrenner: Nicht gegen mein 
friedenssüchtiges  Herz“  |JAS:  Die 
Jugend hat Angst | 

Vorgestelltes: Veröffentlichun-
gen und Kulturprojekte

US-Song „MICIMATT“ zum Militär-
Industrie-Komplex  |  Unzwingbar: 
Große  Bühne  für  Protest  gegen  Auf-
rüstung und Wehrpflicht

Angebotenes: Künstlerinformatio-
nen und Kontaktdaten

Derzeit haben wir bereits eine umfang-
reiche – aber noch stark erweiterungs-
fähige  Sammlung  von  Musikern, 
ebenso wie Angebote für Theater und 
Lesungen sowie Kunstprojekte. 

Beispielhafte  Musikalische  Angebote 
(Steckbriefe  mit  Selbstdarstellungen 
und Kontaktdaten):

Äon – Bernd Köhler – Jens Fischer Ro-
dian – Kilez More – Lebenslaute - Niklas 
Freitag - Pablo Miro – Playtime – Qui-
jote  –  Reinhard  Frankl  –  S.Castro  – 
Streetops Music – Tino Eisbrenner

Redaktionsteam: Reiner Braun, Stephan  
Gorol, Kathrin Otte, Karl-Heinz Peil

Neue Plattform für historische 
Friedensplakate

Die Württembergische Landesbi-
bliothek hat in einem Freiwilligen-
Projekt eine Plattform zur Online-Er-
schließung historischer Friedenspla-
kate erstellt, die seit  kurzem freige-
schaltet ist. Eine umfangreiche 
Sammlung von Plakaten aus der 
Friedensbewegung seit den 1970er 
Jahren soll online durch die Mithilfe 
Freiwilliger bearbeitet werden.

Ziel ist, die Plakate in den Biblio-
thekskatalog aufzunehmen und als 
digitale Sammlung im Internet re-
cherchierbar zu machen.

Mehr Infos: 
https://kultur.friedenschaffen.net 

Bunkerlied: Hurra wir hab’nen Bunker
von Felix Winter

Refrain: Hurra, wir hab’nen Bunker,
wenn’s mal wirklich losgeht, dann sind wir fein raus.
Unser Nachbar mit sei’m kleinen Fertighäuschen
sieht dagegen dann schon sehr viel schlechter aus.
1. Ach, was freu‘ ich mich seit gestern ist er fertig:
Gas und Wasser, Klo und Küche alles dran.
Sicher eng doch andererseits auch urgemütlich,
ja getarnt als Öltank, abends kam er an.
Denn man will ja auch nicht so ein großes Aufsehen,
nachher heißt’s: Der Heinze hat kein Gottvertrauen.
Und das meiste ist ja doch nur Angstgerede
– andererseits dem Russen wär‘ es zuzutrauen.
Refrain
2. Und wenn es dann doch mal so weit kommen sollte,
durch den Heizungskeller – schwupp – und wir sind weg.
Während draußen dann die großen Knaller zünden,
sitzen wir da unten sicher im Versteck.
Schad‘ ist nur, dass Tante Anni keinen Platz hat,
nur den Lumpi kriegen wir noch eben rein,
aber schließlich will ja auch sein Trockenfutter
für zwei Jahre irgendwo gelagert sein.
Refrain 

3. Und dann nehmen wir noch unsre alte Standuhr
und die Ansichtskarten hier von uns’rer Stadt
in den Bunker, denn man kann sich ja leicht denken,
was das später mal ’nen Seltenheitswert hat.
Mit nach unten muss auch unser kleines Radio,
damit hören wir aus Übersee den Merz.
Sicher klingt das dann nicht mehr so ganz nach Hifi,
denn das Radioaktive macht wohl Terz.
4. Und da unten können wir uns Kaffee kochen,
wenn’s noch Strom gibt – jedenfalls ein Herd ist da,
sicher, saub’res Wasser ist dann schwer zu kriegen,
wir ham tausend Liter und die Cocktailbar.
Ja, zum Rausgeh’n braucht man dann wohl so’nen Anzug.
Die gibt’s zwar noch nicht zu kaufen, aber bald,
und dann sind wir vor-, nein, nach-, nein, ausgerüstet,
für den Fall des Falles, dass es doch mal knallt.
5. Irgendwie wird schließlich alles dann doch gut gehn.
Ich sag immer: Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott.
Und dann kommen ja auch bald wieder die Amis,
so wie 45, das geht sicher flott.
Ach und dass wir dann die Russen endlich los sind,
was ein Segen-, denn gewinnen tun ja wir.
Ewig Frieden Mensch, das feiern wir im Bunker
und dann trinken wir ein gutes deutsches Bier.
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„Leipzig bleibt friedlich“

Mehr  als  10.000  Unterschriften: 
Leipziger  Friedensinitiative  fordert 
Grundsatzdebatte  über  Rüstungsin-
dustrie und die Zukunft Leipzigs

Petition bei Stadt Leipzig und Sächsi-
schem  Landtag  eingereicht  –  „Leipzig 
bleibt friedlich!“ und Schwerter-zu-Pflug-
scharen-Allianz  verlangen  Transparenz, 
Bürgerbeteiligung und eine wirtschaftli-
che Alternative zur Militarisierung.

Mehr als 10.000 Menschen haben die 
Petition „Aus der Stadt der Friedlichen Re-
volution darf keine Stadt der Waffen wer-
den!“ unterzeichnet. Die Petition wurde 
inzwischen  bei  der  Stadt  Leipzig  und 
beim Sächsischen Landtag eingereicht. 
Die  Friedensinitiative  „Leipzig  bleibt 
friedlich!“ organisiert die Petition, unter-
stützt  wird  sie  von  der  Schwerter-zu-
Pflugscharen-Allianz,  ein  Zusammen-
schluss  von  elf  Friedensinitiativen  der 
Region.  Zu  den  Gründungsmitgliedern 
der Allianz gehören unter anderem Ha-
rald Bretschneider, einer der Wegberei-
ter der kirchlichen Friedensbewegung in 
der  DDR  und  Initiator  des  Symbols 
„Schwerter  zu  Pflugscharen“,  der  frü-
here  sächsische  Innenminister  Horst 
Rasch sowie Dr. Gerhard Gey, langjähri-
ger  Landrat  des  Muldentalkreises  und 
des Landkreises Leipzig.

Auslöser der Petition war die Ansied-
lung des US-israelischen Rüstungsunter-
nehmens Covenant in Leipzig. Das Un-
ternehmen  will  hier  ab  2027  weitrei-
chende Marschflugkörper des Typs „An-
them“ herstellen.  Nach Unternehmens-
angaben  sollen  im  ersten  Jahr  rund 

1.000  Flugkörper 
produziert  wer-
den,  2028  wird 
eine  Jahrespro-
duktion  von 
5.000  Stück  an-
gestrebt.  Leipzig 
soll zum weltweit 
größten Standort 
des  Unterneh-

mens werden.
Die Forderungen der Petition gehen 

jedoch weit über diese einzelne Unter-
nehmensansiedlung  hinaus.  Im  Mit-
telpunkt  steht  die  grundsätzliche 
Frage,  ob  sich  Leipzig  zu  einem  be-
deutenden  Standort  der  Rüstungsin-
dustrie und militärischer Logistik ent-
wickeln soll – und wer über eine sol-
che Entwicklung entscheidet. Die Initi-
ative  stellt  dieser  Entwicklung  das 
Konzept  eines  „Weltfriedensortes 
Leipzig“  gegenüber,  das  die  histori-
sche  Bedeutung  der  Stadt  mit  wirt-
schaftlicher  Innovation,  Friedensöko-
nomie  und  internationaler  Zusam-
menarbeit verbinden soll.

Demokratische Beteiligung 
statt Entscheidungen hinter 

verschlossenen Türen
Die Initiative kritisiert, dass die An-

siedlung von Covenant mit politischer 
Unterstützung auf kommunaler,  Lan-
des-  und  Bundesebene  vorangetrie-
ben wurde, ohne zuvor eine breite öf-
fentliche  Debatte  über  die  langfristi-
gen Folgen für Leipzig und die Region 
zu ermöglichen. Die Initiative fordert 
deshalb:

1_  Vollständige  Transparenz  über 
bestehende und geplante  Ansiedlun-
gen von Rüstungsunternehmen, mili-
tärische  Infrastrukturprojekte  sowie 
deren öffentliche Förderung. 

2_  Eine  öffentliche  Grundsatzde-
batte mit substanzieller Bürgerbeteili-
gung über die wirtschaftliche, gesell-
schaftliche  und  sicherheitspolitische 
Entwicklung Leipzigs und der Region. 

3_ Einen Verzicht auf weitere politi-
sche  Festlegungen  zugunsten  neuer 
Rüstungsansiedlungen, solange diese 
Debatte nicht stattgefunden hat und 
zivile wirtschaftliche Alternativen nicht 
ernsthaft geprüft wurden. 

Dr. Lutz Mükke dazu weiter: 
„Covenant  ist  nur  die  Spitze  des  Eis-

bergs.  Weitere  Rüstungsunternehmen  
interessieren sich für Leipzig und Mittel-
deutschland. Auf Bundes-, Landes- und  
kommunaler Ebene werden strategische  
Weichen für den Ausbau des Rüstungs-
clusters Mitteldeutschland gestellt. Wol-
len wir tatsächlich immer tiefer in mili-
tärische Produktion und Logistik einge-
bunden werden? Soll Leipzig künftig an  
Krieg und Aufrüstung verdienen?  Oder  
haben  wir  den  Mut  und  die  Klugheit,  
das Erbe der Friedlichen Revolution zu  
nutzen,  um  daraus  wirtschaftliche  
Stärke,  technologische  Innovation  und  
zukunftsfähige  Arbeitsplätze  zu  entwi-
ckeln?  Wollen  wir  dem Frieden  dienen  
oder  Krieg  vorbereiten?  Diese  Debatte  
ist überfällig“. 

Das Erbe von 1989 ist ein 
politischer Auftrag – kein 

dekoratives Geschichtskapitel
Für  die  Friedensinitiative  steht  die 

aktuelle Entwicklung in einem grund-
sätzlichen  Spannungsverhältnis  zur 
historischen  Identität  Leipzigs  als 
Stadt der Friedlichen Revolution. 

„1989 haben die Ostdeutschen demo-
kratische Mitsprache und politische Frei-
heit  erkämpft.  Das  Erbe  dieser  Revolu-
tion ist kein dekoratives Beiwerk für po-
litische  Sonntagsreden.  Es  ist  ein  Auf-
trag  für  die  Gegenwart.  Die  Losung  
‚Keine Gewalt‘ und das Symbol ‚Schwer-
ter zu Pflugscharen‘ stehen für den Mut,  
gesellschaftliche  Veränderungen  ohne  
Waffen  und  Blutvergießen  zu  erkämp-
fen. Sie stehen auch für Dialog zwischen  
verfeindeten  Lagern.  Mit  dieser  politi-
schen  Methode  wurde  ein  welthistori-
scher Erfolg errungen. Daran sollte sich  
Leipzig auch heute messen lassen“.

Kritisch  bewertet  die  Initiative  ins-
besondere die industriepolitische Aus-
richtung der sächsischen Staatsregie-
rung, die den Ausbau der Rüstungsin-
dustrie ausdrücklich unterstützt.

„Wenn  Sachsens  Wirtschaftsminister  
Dirk Panter die Übernahme des traditi-
onsreichen Görlitzer Waggonbaus durch  
den Rüstungskonzern KNDS als  ‚Segen‘  
bezeichnet und weitere Rüstungsansied-
lungen zu einem Ziel seiner Wirtschafts-
politik macht, halten wir das für falsch,  
gefährlich  und  kurzsichtig.  Sachsen  
braucht  Industriearbeitsplätze,  Innova-
tion  und  wirtschaftliche  Perspektiven.  
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Aber  Rüstungsforschung,  Waffenproduk-
tion und Remilitarisierung als wirtschaftli-
che Hoffnungsträger zu verkaufen, lehnen  
wir ab. Die Friedliche Revolution stand für  
Schwerter zu Pflugscharen – nicht für den 
umgekehrten Weg.“

Weltfriedensort Leipzig: 
Wirtschaftliche Zukunft anders 

denken
Die  Initiative  will  die  historische  Be-

deutung  Leipzigs  als  Stadt  der  Friedli-
chen  Revolution  mit  einer  zukunftsori-
entierten  wirtschaftlichen  und  gesell-
schaftlichen  Entwicklungsstrategie  ver-
binden.  Dazu  hat  sie  das  Konzept  des 
„Weltfriedensortes  Leipzig“  entwickelt. 
Ziel ist es, Leipzig zu einem international 
sichtbaren Zentrum für Friedensökono-
mie,  zivile  technologische  Innovation, 
Konfliktprävention  und  internationale 
Zusammenarbeit zu entwickeln. Ein zen-
trales Vorhaben ist die Etablierung einer 
internationalen Leitmesse für Friedens-
ökonomie. 

Sie soll Unternehmen, Forschungsein-
richtungen,  zivilgesellschaftliche  Orga-
nisationen  und  politische  Akteure  zu-
sammenbringen, die wirtschaftlich trag-
fähige  Lösungen  für  eine  friedlichere, 
nachhaltigere und sicherere Welt entwi-
ckeln. Dabei geht es ausdrücklich nicht 
nur  um  Friedensappelle,  sondern  um 
konkrete  wirtschaftliche  Perspektiven: 
neue  Märkte,  innovative  Technologien, 
internationale Kooperationen und quali-
fizierte Arbeitsplätze.

„Leipzig  soll  nicht  nur  zeigen,  was  es  
schon gibt. Hier soll entstehen, was mor-
gen Frieden schafft. Wir wollen das histori-

sche  Erbe  unserer  Stadt  nicht  museal  
verwalten, sondern produktiv in die Zu-
kunft  übersetzen.  Friedensökonomie ist  
kein romantisches Gegenmodell  zur In-
dustriepolitik. Sie ist der Anspruch, wirt-
schaftliche  Wertschöpfung,  Innovation  
und gesellschaftliche Verantwortung zu-
sammenzudenken“, erklärt Mükke.

Friedensinitiative engagiert 
sich seit Jahren gegen 

Militarisierung
„Leipzig  bleibt  friedlich!“  wurde 

2019  gegründet  und  engagiert  sich 
seither für Frieden, Diplomatie, Abrüs-
tung und die Bewahrung des zivilge-
sellschaftlichen Erbes der  Friedlichen 
Revolution. Bereits  2020 wandte sich 
die  Initiative  mit  einer  Petition,  zahl-
reichen Gesprächen und öffentlichen 
Aktionen  auf  Bundes-,  Landes-  und 
kommunaler Ebene gegen die zuneh-
mende militärische Nutzung des Flug-
hafens  Leipzig/Halle  sowie  den  ge-
planten  Aufbau  eines  Militärhub-
schrauber-Zentrums  von  Rheinmetall 
und  Lockheed  Martin/Sikorsky.  Das 
Vorhaben  wurde  am  Standort 
Leipzig/Halle  letztlich  nicht  realisiert. 
Die heutige Petition knüpft an dieses 
langjährige  Engagement  an,  richtet 
den  Blick  jedoch  ausdrücklich  auch 
auf  die  wirtschaftliche  und  gesell-
schaftliche Zukunft der gesamten Re-
gion.

Stadt Leipzig bestätigt Eingang – 
gemeinsame Beratung vorgesehen

Die  Stadt  Leipzig  hat  den  Eingang 
der Petition am 23. Oktober 2026 offi-
ziell  bestätigt.  Wie  der  Petitionsaus-

schuss mitteilte, werden mehrere Pe-
titionen mit unterschiedlichen Positio-
nen zur Rüstungsansiedlung in einem 
gemeinsamen  Verfahren  behandelt. 
Eine  entsprechende  Vorlage  (VIII-
P-03601)  liegt  bereits  vor.  Die  Stadt-
verwaltung  wird  dazu  einen  Verwal-
tungsstandpunkt erarbeiten. Eine ge-
meinsame  Beratung  mit  thematisch 
verbundenen  Stadtratsanträgen  ist 
vorgesehen.

„Wir begrüßen, dass sich die Stadt mit  
den  unterschiedlichen  Positionen  be-
fasst. Entscheidend ist jedoch, dass dar-
aus  eine  ernsthafte  öffentliche  Grund-
satzdebatte entsteht. Die Behandlung in  
politischen Gremien allein ersetzt keine  
Bürgerbeteiligung.  Mehr  als  10.000  
Menschen  haben  deutlich  gemacht,  
dass sie über die Zukunft Leipzigs mitre-
den wollen. Die Einreichung der Petition  
ist  deshalb  kein  Schlusspunkt“,  erklärt 
Mükke.

Die Initiative erwartet insbesondere 
konkrete  Antworten  darauf,  welche 
weiteren rüstungsbezogenen Ansied-
lungen und Erweiterungen in Leipzig 
und der  Region geplant  oder  vorbe-
reitet werden, welche politischen Zu-
sagen  bereits  gemacht  wurden  und 
welche  Rolle  öffentliche  Fördermittel 
spielen.  Die  Petition  bleibt  weiterhin 
für Unterstützerinnen und Unterstüt-
zer geöffnet:

„Aus der Stadt der Friedlichen Re-
volution darf  keine Stadt der  Waf-
fen werden!“

Quelle: Pressenza

Angriffe auf Zivilklauseln
Die Professorin für Medizinische Bio-
metrie, Geraldine Rauch, von der Ber-
liner Charité kritisiert die zunehmen-
den Angriffe auf Zivilklauseln der Uni-
versitäten.  Im  Rahmen  einer  Veran-
staltungsreihe  berichtete  Rauch  am 
8. Oktober in einem Vortrag von ak-
tuellen  Entwicklungen,  diese  hoch-
schuleigene  Verpflichtung  auf  zivile 
Forschung einzuschränken  oder  gar 
zu verbieten.  Dies sei  ein Eingriff in 
die Hochschulautonomie und Wissen-
schaftsfreiheit, erklärte Rauch, die bis 
März 2026 als Präsidentin die Techni-
sche  Universität  (TU)  Berlin  leitete. 
Sie beobachte eine „zunehmende poli-
tische Kriminalisierung von bestimmten  
Haltungen  oder  Meinungen,  insbeson-
dere von Pazifismus“.

Bei  Zivilklauseln  handelt  es  sich  um 
Selbstverpflichtungen  von  For-
schungseinrichtungen,  ihre  Arbeit 
ausschließlich  in  den  Dienst  ziviler 
und  friedlicher  Zwecke  zu  stellen. 
Eine  Zusammenarbeit  mit  der  Bun-
deswehr oder der Rüstungsindustrie 
ist  dann  ausgeschlossen.  Vorstöße 
gegen  Zivilklauseln  kommen  mehr-
heitlich  von  CDU-Politikern,  aber 
auch von SPD- und Grünen-Politikern, 
sagte Rauch. 
Als  Beispiel  nannte  sie  den  Versuch 
der  bayrischen  Staatsregierung, 
Hochschulen die Zivilklauseln zu ver-
bieten und sie auf eine Zusammenar-
beit mit der Bundeswehr zu verpflich-
ten.  Letzteres  sei  vom  bayrischen 
Verfassungsgericht  im  März  dieses 
Jahres verboten worden, nicht jedoch 

das Vorgehen gegen Zivilklauseln.[…] 
Rauch  betonte  ...  die  zu  niedrige 
Grundfinanzierung der Universitäten 
als ausschlaggebend für die Hinwen-
dung zu militärischer Forschung. Die 
schlechte  Grundfinanzierung  werde 
von  Hochschulorganisationen  seit 
Jahrzehnten  kritisiert.  Aktuelle  Kür-
zungen  beträfen  sogar  ausgezeich-
nete  Exzellenz-Hochschulen  oder 
würden entgegen geltender Finanzie-
rungsverträge  durchgesetzt,  wie  in 
Berlin. Rauch beklagt vor dem Hinter-
grund eigener  Erfahrungen als  ehe-
malige  Präsidentin  der  TU  Berlin, 
dass  Hochschulleitungen  „eher  der  
Politik auf dem Schoß sitzen als in den  
Widerstand“ gegen politische Eingriffe 
zu gehen.

Quelle: Multiipolar
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Von Lennart Michaelis
Der  Autor  arbeitet  in  einer  europaweit  

tätigen  Rechtshilfeorganisation,  die  die  
Palästina-Solidaritätsbewegung verteidigt.  
Der  Beitrag  erschien  zuerst  bei  etosme-
dia.de und ist in der vorliegenden Fassung  
redaktionell stark gekürzt.

Deutschland liefert Israel Waffen und 
diplomatische Deckung für den Völker-
mord  in  Gaza.  Damit  diese  Unterstüt-
zung im Inland nicht ins Wanken gerät, 
geht der Staat seit drei Jahren gegen die 
Bewegung  vor,  die  sich  ihr  entgegen-
stellt. Eine Bilanz zum dritten Jahrestag 
des Genozids, die sowohl die juristische 
Ebene wie auch die Repression auf der 
Straße betrachtet.

Als die Linke die Berliner Abgeordne-
tenhauswahl am 20. September mit 25,7 
Prozent  gewann,  machten  Grüne  und 
SPD Sondierungen von einer Vereinba-
rung  zum  Antisemitismus  abhängig. 
Seit  dem 8.  Oktober  liegt  sie  vor:  Das 
„Existenzrecht“ Israels sei „unverhandel-
bar“,  Boykottaufrufe  wie  die  der  BDS-
Kampagne lehnen die Parteien ab, und 
Polizei und Verfassungsschutz sollen ge-
stärkt werden. 

Solche  Vereinbarungen  liefern  die 
Vorlage für weitere Repression. Die Bi-
lanz  der  vergangenen drei  Jahre zeigt, 
wie  Staat  und  Justiz  dabei  zusammen-
wirken.  Die  Repression  geht  zu  einem 
großen Teil von einer politisch angelei-
teten Exekutive aus: Ministerien verbie-
ten  Vereine,  Versammlungsbehörden 

untersagen  Kundgebungen,  Polizei 
und  Staatsanwaltschaften  verfolgen 
Tausende Fälle,  Einbürgerungsbehör-
den  prüfen  Gesinnung.  Die  Gerichte 
haben diesem Vorgehen oft  Rücken-
deckung  gegeben,  gerade  in  Eilver-
fahren, in denen sich entscheidet, ob 
eine  Demonstration  stattfindet  oder 
ein  Verein  weiterarbeiten  kann.  Wo 
sie  Verbote  aufhoben,  geschah  das 
häufig erst viel später, wenn der Scha-
den längst unwiderruflich erfolgt war: 
mit  der Hausdurchsuchung, dem be-
schlagnahmten Telefon, den Anwalts-
kosten, der langen Zeit der Ungewiss-
heit.  Der  abschreckende  Effekt  auf 
Einzelpersonen ist riesig.

Lange Geschichte der 
Repression in Deutschland 
Neu sind die Instrumente nicht, mit 

denen der Staat politische Betätigung 
für  Palästina  einschränkt,  verbietet 
und  bestraft.  Nach  der  Gefangen-
nahme  der  israelischen  Olympia-
mannschaft  durch  die  militante 
Gruppe Schwarzer September in Mün-
chen 1972 ergingen nach einer Schät-
zung des Verfassungsschutzes  inner-
halb eines Monats 255 Ausweisungs-
verfügungen gegen Bürger:innen ara-
bischer Staaten, meist begründet mit 
der  Mitgliedschaft  in  palästinensi-
schen Organisationen, nicht mit einer 
Verbindung zur Tat.

Auch  die  Gefahrenprognosen,  mit 

denen  Versammlungsbehörden 
nach  Oktober  2023  reihenweise 
Proteste  untersagten,  waren  ein 
bekanntes  Mittel  zur  Einschrän-
kung  der  bürgerlichen  Freiheits-
rechte von Palästina-Solidarität in 
Deutschland.   Ein  Bericht  der  In-
nenministerkonferenz  vom  De-
zember 2022 liest sich heute wie 
ein  Drehbuch:  Bund  und  Länder 
sollten „alle rechtlichen Möglichkei-
ten“ ausschöpfen, um Äußerungen 
wie „From the River to the Sea“ zu 
verbieten,  Vereinsverbote  „fort-
laufend“ prüfen und für „bisher zu-
lässige  bzw.  straffreie“  Aktivitäten 
gegen das „Existenzrecht“  Israels 
eine  neue  gesetzliche  Grundlage 
prüfen.  Ab  Oktober  2023  kamen 
diese  Werkzeuge  verstärkt  zum 
Einsatz.

Verbotene Versammlungen
Zuerst traf es die Straße. Im Herbst 

2023  untersagten  Polizei  und  Ver-
sammlungsbehörden in  Berlin,  Ham-
burg  und  anderen  Städten  reihen-
weise  Kundgebungen  in  Solidarität 
mit Palästina. 

Einen Höhepunkt erreichte die Berli-
ner  Verbotspraxis  im  April  2024  mit 
dem  Palästina-Kongress.  Rund  zwei 
Stunden nach Beginn stürmte die Po-
lizei den Saal, schaltete den Strom ab 
und verbot den Kongress auch für die 
beiden  folgenden  Tage.  Anlass  war 
eine  Videobotschaft  des  86-jährigen 
Historikers  Salman  Abu  Sitta,  gegen 
den  ein  Betätigungsverbot  bestand. 
Eine strafbare Äußerung hatte die Po-
lizei  nach Angaben der  vertretenden 
Rechtsanwält:innen  bis  dahin  nicht 
festgestellt.  Anderthalb  Jahre  später 
erklärte  das  Verwaltungsgericht  Ber-
lin die Auflösung für rechtswidrig, weil 
die Polizei mildere Mittel nicht einmal 
geprüft habe.

Wie weit sich Behörden dabei vom 
Recht entfernen, zeigt auch Frankfurt 
am Main. Die Stadt untersagte immer 
wieder  Proteste  gegen  den  Völker-
mord;  einen  Bescheid  vom  August 
2025 stützte sie auf eine Warnung der 
israelischen Botschaft, wie aus einem 
Beschluss  des  Verwaltungsgerichts 
hervorgeht.  Zum  zweiten  Jahrestag 
des 7. Oktober verbot sie eine Kund-
gebung,  weil  sie  schwarze  Kleidung 
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mit roten Rosen, ein Zeichen der Trauer, 
als  Hamas-Symbolik  und  Videos  hun-
gernder  Kinder  aus  Gaza  als  Gefahr 
wertete. Das Verwaltungsgericht kippte 
das Verbot und rügte die Stadt mit un-
gewöhnlicher Schärfe:  Sie habe „losge-
löst  von  verfassungsrechtlichen  Vorga-
ben allein nach politischem Willen und 
damit  willkürlich“  gehandelt,  Entschei-
dungen  des  Verwaltungsgerichts  und 
des Verwaltungsgerichtshofs wiederholt 
missachtet und Gewalt erwartet, mit der 
nicht  einmal  die  Polizei  rechnete.  Weil 
die Stadt das Verbot verkündete, bevor 
sie  die  Anmeldenden  angehört  hatte, 
sah das Gericht sogar deren Menschen-
würde verletzt.

Verbotene Vereine
Neben  den  Versammlungen  traf  es 

die Vereine.  Das Vereinsverbot  ist  eins 
der  stärksten  Instrumente  politischer 
Repression  in  der  BRD:  Es  ergeht  per 
Verfügung  eines  Ministeriums,  ohne 
vorheriges  Gerichtsverfahren,  gestützt 
auf unter anderem auf den dehnbaren 
Vorwurf, sich gegen die „Völkerverstän-
digung“ zu richten. Vier solcher Verbote 
haben die  Bewegung seit  2023 getrof-
fen: Im November 2023 verbot die da-
malige  Innenministerin  Faeser  die  Ha-
mas  und  das  Gefangenen-Solidaritäts-
netzwerk Samidoun bzw. belegte sie mit 
einem  Betätigungsverbot,  unter  ande-
rem nachdem der israelische Botschaf-
ter Ron Prosor und die Deutsch-Israeli-
sche Gesellschaft schon im Sommer ein 
Verbot von Samidoun gefordert hatten. 
Samidoun ist  eine  Gruppe von jungen 
Palästinenser:innen, die im Exil Proteste 
zur  Freilassung der  großen Anzahl  pa-
lästinensischer Geiseln und Gefangenen 
in israelischen Foltergefängnissen orga-
nisierten.  Im  Mai  2024  verbot  Nord-
rhein-Westfalen die Palästina Solidarität 
Duisburg  (PSDU),  eine  junge  Gruppe, 
die  vor  Ort  Demonstrationen,  Lese-
kreise und Filmabende organisierte. Im 
August 2026 folgte Hessen mit dem Ver-
bot von Palästina e.V. in Frankfurt.

Aufgehalten  haben  die  Gerichte  kei-
nes  dieser  Verbote.  Das  Oberverwal-
tungsgericht  Münster  wies  den  Eilan-
trag der PSDU ab, die Klage im Haupt-
verfahren läuft, während sich der Staat 
längst an einzelnen Mitgliedern abarbei-
tet.  Palästina  e.V.  hatte  sich  schon  im 
November 2024 aufgelöst, nachdem das 
Innenministerium  seit  dem  Sommer 
2023 gegen ihn ermittelt hatte. Das Ver-
waltungsgericht Frankfurt lehnte Durch-

suchungen zunächst ab, erst der Ver-
waltungsgerichtshof  gab  sie  frei.  Im 
August  2026  durchsuchten  35 
Polizist:innen Wohnungen und Lager-
räume  in  Frankfurt  und  Mannheim, 
um das Verbot eines Vereins zu voll-
strecken,  der  seit  fast  zwei  Jahren 
nicht mehr existierte.

Was die Verfügung dem Verein vor-
wirft, ist stets politische Rede. Im Kern 
stehen zwei  Vorwürfe:  die  Leugnung 
des „Existenzrechts“ Israels, denn wer 
das tue, wende sich „auch gegen die 
freiheitlich  demokratische  Grundord-
nung“, und das Bekenntnis zur Solida-
rität  mit  dem  palästinensischen  Wi-
derstand  in  all  seinen  Formen.  Dass 
die UN-Generalversammlung 1982 in 
Resolution  37/43  das  Recht  von  Völ-
kern unter Kolonialherrschaft und Be-
satzung  bekräftigte,  sich  „mit  allen 
verfügbaren  Mitteln,  einschließlich 
des  bewaffneten  Kampfes“  zu  be-
freien, und dabei das palästinensische 
Volk  ausdrücklich  nannte,  ist  den 
deutschen Behörden und leider auch 
den Gerichten egal.

Es  handelt  sich um die  Bestrafung 
bestimmter  politischer  Meinungen. 
Die Verbote sollen wichtige Kräfte der 
Bewegung zerschlagen und den sag-
baren Diskurs abstecken. Das Leid der 
Palästinenser:innen  zu  beklagen, 
bleibt  erlaubt,  solange sich  niemand 
dazu  bekennt,  dass  sie  sich  wehren 
dürfen  und  Apartheid,  Genozid  und 
Siedlerkolonialismus in Form des isra-
elischen Staats keine Existenzberechti-
gung haben. Dabei ist ein großes Pro-
blem die fehlende Solidarisierung mit 
den  verbotenen  Gruppen  und  ihren 
Betroffenen, anders als beispielsweise 
in Großbritannien im Fall der verbote-
nen Struktur „Palestine Action“. 

Eine Losung wird zur Straftat
Mindestens  so  folgenreich  wie  die 

Auflösung von Samidoun und Hamas 
war eine Zeile in den beiden Verbots-
verfügungen.  Neben  Fahnen  und 
Logos  führte  das  Innenministerium 
dort  die  Losung „Vom Fluss  bis  zum 
Meer“  als  Kennzeichen  auf,  „auf 
Deutsch oder in anderer Sprache“. Ein 
Gesetz,  das  „From  the  River  to  the 
Sea“  verbietet,  gab  es  damals  nicht 
und gibt es bis heute nicht. 

Eine Verbotspraxis, die eine Losung 
erst zur Straftat erklärt und sie dann 
als  antisemitischen  Vorfall  zählt,  er-
zeugt die Zahlen, mit denen der Staat 

seine nächsten Verbote begründet. 

Aufenthaltsrecht und 
deutscher Pass nur gegen 

Bekenntnis zu Israel
Am schärfsten trifft  die Repression 

Menschen ohne deutschen Pass. Das 
Aufenthaltsrecht erlaubt es, ihnen die 
politische  Betätigung zu  untersagen, 
etwa wenn sie außenpolitische Inter-
essen der Bundesrepublik gefährden 
könnte. Schon im März 2019 händigte 
die  Berliner  Ausländerbehörde  der 
palästinensischen  Aktivistin  Rasmea 
Odeh kurz vor einer Veranstaltung ein 
Betätigungsverbot aus und hob ihr Vi-
sum auf, nachdem sich der israelische 
und der US-Botschafter  über die  ge-
plante  Veranstaltung  empört  hatten. 
Ihr  Auftritt  könne  die  Beziehungen 
Deutschlands  zu  Israel  gefährden, 
hieß es. Das Verwaltungsgericht Ber-
lin erklärte das Verbot im März 2023 
für  rechtswidrig,  vier  Jahre nachdem 
es seinen Zweck erfüllt hatte.

Auch der deutsche Pass setzt inzwi-
schen ein Bekenntnis zu Israel voraus. 
Seit  der  Reform  vom  Juni  2024  ver-
langt der Bund bei der Einbürgerung 
ein Bekenntnis zur „besonderen histo-
rischen  Verantwortung  Deutsch-
lands“, zu der nach den Anwendungs-
hinweisen das  „Existenzrecht“  Israels 
gehört.  Und  weil  eine  Einbürgerung 
bis zu zehn Jahre lang zurückgenom-
men werden kann, bleibt der Pass ein 
Recht unter Vorbehalt. 

BDS? Nein danke. 
Existenzrecht? Ja bitte.

Die  Behörden  handeln  nicht  ohne 
Rückendeckung  der  Parlamente.  Ei-
nen wichtigen politischen Rahmen zur 
Kriminalisierung  von  palästinensi-
schen  zivilen  Protestformen  hat  der 
Bundestag früh gesetzt. 2019 erklärte 
er BDS in einem Beschluss für antise-
mitisch und forderte staatliche Institu-
tionen auf, Gruppen, die zum Boykott 
Israels  aufrufen,  weder  Räume noch 
Gelder  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Rechtlich  bindet  der  Beschluss  nie-
manden, praktisch wurde er zur Vor-
lage, nach der Kommunen, Hochschu-
len und Banken Räume entzogen, Re-
ferent:innen  ausluden  und  Konten 
kündigten.  Vor den obersten Gerich-
ten hält diese Linie nicht: Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte 
verurteilte 2020 den Staat Frankreich, 
weil  er  Aktivist:innen  für  einen  Boy-
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kottaufruf  bestraft  hatte;  das  Bundes-
verwaltungsgericht  entschied  2022, 
dass  in  München BDS-Veranstaltungen 
nicht pauschal aus städtischen Räumen 
verbannt werden dürfen.

Hessen  will  nun  noch  weiter  gehen. 
Im Juli 2026 stimmten im Bundesrat 14 
von 16 Ländern für einen Gesetzentwurf 
der hessischen Landesregierung, der in-
zwischen  dem Bundestag vorliegt. Mit 
bis zu fünf Jahren Haft soll bestraft wer-
den,  wer „öffentlich  oder  in  einer  Ver-
sammlung  das  Existenzrecht  des  Staates  
Israel  leugnet  oder  zur  Beseitigung  des  
Staates Israel aufruft“, sofern das geeig-
net  ist,  „die  Bereitschaft  zu  antisemiti-
schen Gewalt- oder Willkürmaßnahmen 
zu fördern“. 

Geschützt werden soll  ein Recht, das 
das Völkerrecht nicht kennt. Anerkannt 
ist  dort  das  Selbstbestimmungsrecht 
der Völker, auch des palästinensischen. 
Das  „Existenzrecht“  ist  eine  politische 
Formel, die etwa 1975 Eingang in die Di-
plomatie  fand,  als  die  USA Israel  zusi-
cherten,  nicht  mit  der  PLO zu  verhan-
deln,  solange  diese  Israels  „right  to 
exist“  nicht  anerkenne.  Ein  Staat,  der 
seit  78  Jahren vertreibt,  seit  59  Jahren 
besetzt  und  seit  mehr  als  drei  Jahren 
Völkermord begeht, hat kein Recht dar-
auf,  in  dieser  Form  fortzubestehen  – 
wer  das  ausspricht,  könnte künftig  ins 
Gefängnis kommen. Warum sie das Ge-

setz braucht,  räumt die Landesregie-
rung in  ihrer  Pressemitteilung selbst 
ein:  „From  the  River  to  the  Sea“  sei 
bisher  nur  als  Losung  der  Hamas 
strafbar  und  der  Nachweis  gestalte 
sich „schwierig“. Was drei Jahre Recht-
sprechung nicht einheitlich hergaben 
– gerade in Hessen, wo Anmeldende 
vor  dem  Verwaltungsgerichtshof 
durchgesetzt haben, dass die Losung 
nicht mehr über Versammlungsaufla-
gen verboten werden kann –, soll nun 
das Gesetzblatt liefern.

Akteure der Repression
In enger Zusammenarbeit mit israe-

lischen Akteuren in Deutschland agie-
ren Lobbygruppen wie die Deutsch-Is-
raelische Gesellschaft oder das Tikvah 
Institut,  die  konkrete  Personen  und 
Organisationen markieren, gegen die 
der Staat vorgehen soll und als prois-
raelische  Thinktanks  in  Deutschland 
agieren. 

Große Teile  der Medien liefern die 
Feindbilder.  Als  Hunderte  Lehrende 
nach der Räumung des FU-Camps in 
Berlin im Mai 2024 in einem offenen 
Brief das Recht auf Protest verteidig-
ten,  stellte  die  Bild-Zeitung  ein  Dut-
zend  von  ihnen  mit  Fotos  an  den 
Pranger,  und  im  Bundesbildungsmi-
nisterium wurde geprüft,  ob man ih-
nen Fördermittel streichen könne.

Keiner der Akteure trägt die Verant-
wortung  allein,  sie  verteilt  sich  auf 
viele  Rollen  und  Instanzen.  Deshalb 
wirkt  die  Repression oft  zufällig,  ob-
wohl  Millionen  Menschen  betroffen 
sind, sie von immer den gleichen Ak-
teuren  ausgeht  und  ihre  politischen 
Absichten und Beschlüsse dazu offen 
zutage liegen.

Nicht verstummt
Von außerhalb wird diese Praxis in 

Deutschland  zunehmend  beim  Na-
men genannt. Sechs UN-Expert:innen 
verlangten im Oktober 2025 ein Ende 
der Kriminalisierung von Palästina-So-
lidarität und der Polizeigewalt  gegen 
Protestierende, und die UN-Sonderbe-
richterstatterin  Irene  Khan  kritisierte 
nach ihrem Besuch im Februar 2026 
den Einsatz von Anti-Terror-Gesetzen 
gegen das Eintreten für palästinensi-
sche Rechte. 

Dem gegenüber  sprachen sich  be-
reits  im ZDF-Politbarometer vom Au-
gust 2025  83 Prozent dafür aus,  Is-
rael keine Waffen mehr zu liefern, die 
in  Gaza  eingesetzt  werden  können. 
Die  Repression  soll  verhindern,  dass 
aus  dieser  Mehrheit  eine  politische 
Kraft wird. An dieser Kraft arbeitet die 
Bewegung  seit  drei  Jahren,  auf  der 
Straße und vor Gericht. Die Härte, mit 
der der Staat reagiert, zeigt, dass sie 
vorankommt.

Bremen und Gaza – Langjährige Solidarität für 
einen gerechten Frieden für alle

In den Medien werden Bremen und Gaza oft miteinander 
verglichen (um das Ausmaß der Kriege zu verstehen), da 
beide Gebiete ähnlich klein sind, wobei Gaza jedoch eine 
deutlich höhere Bevölkerungsdichte aufweist. Weniger be-
kannt ist die Tatsache, dass einerseits ein Teil der Waffen, 
die zu dem anhaltenden Töten und der Zerstörung in Gaza 
beitragen, in Bremen hergestellt wird, während anderer-
seits  die palästinensische Gemeinde und ihre deutschen 
Unterstützer:innen in der Stadt unermüdlich ihre Solidari-
tät mit Palästina bekunden und sich für einen gerechten 
Frieden einsetzen.
Israel  bezieht  99  Prozent  seiner  Waffenlieferungen  aus 
den USA (zwei Drittel) und Deutschland (ein Drittel). Wäh-
rend 0,8 % der deutschen Bevölkerung in Bremen leben, 
entfallen 7 % der Rüstungsproduktion auf die Stadt; damit 
weist Bremen bundesweit die höchste Konzentration der 
Rüstungsindustrie auf. 
Das Volumen der über Bremer Häfen abgewickelten Rüs-
tungsexporte nach Israel wird nicht offengelegt; die Liefe-
rungen erreichen das  Land jedoch über  den Hafen  von 
Haifa, der offiziellen Partnerstadt Bremens. Die Rüstungs-

produktion und die Gewinne steigen – so etwa beim Bre-
mer Raumfahrt- und Rüstungsunternehmen OHB, das im 
ersten Halbjahr 2026 ein Plus von 46 % verzeichnete.
Der Bremer Stadtteil Hemelingen (vertreten durch den Bei-
rat und das Bürgerhaus Hemelingen) unterhält seit 1993 
eine offizielle Partnerschaft mit Tamra. Tamra ist eine pa-
lästinensische Nachbargemeinde von Haifa,  die während 
der  anhaltenden  Kriege  unter  rassifizierten  Schutzmaß-
nahmen litt.
Die Bremer Stiftung „Die Schwelle“ verlieh ihren ersten In-
ternationalen Bremer Friedenspreis 2003 an die israelisch-
palästinensische  Organisation  „Parents  Circle  –  Bereaved  
Families Forum“ und den neunten im Jahr 2019 an die israe-
lische Frauenorganisation „Women Wage Peace“, die mit 
dem palästinensischen Pendant „Women of the Sun“ ko-
operiert.
Im August 2025 war die Stadt Bremen – ebenso wie an-
dere deutsche Städte – bereit,  verletzte Kinder aus Gaza 
zur Behandlung sowie für Schutz und Sicherheit aufzuneh-
men (ähnlich wie zuvor bei vietnamesischen und afghani-
schen  Kindern  geschehen);  die  Bundesregierung  lehnte 
das ab.

Quelle: Pressenza, 7.10.26 – Helga Merkelbach
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„Ulm 5“: Schauprozess und Schmierentheater in Stuttgart-Stammheim
von Annette Groth   

Seit  April  2026  wird  in  Stuttgart-
Stammheim  gegen  die  sogenannten 
„Ulm  5“  verhandelt,  die  im  September 
2025 in die deutsche Niederlassung des 
israelischen Rüstungskonzerns Elbit Sys-
tems Deutschland in Ulm eingebrochen 
waren und dabei einen Sachschaden in 
Höhe von ca.  einer Million Euro verur-
sachten. 

Die fünf Menschenrechtsaktivisten mit 
irischer, britischer, spanischer und deut-
scher Staatsangehörigkeit protestierten 
mit ihrer Aktion gegen den Völkermord 
in  Gaza  und  die  Komplizenschaft  der 
Bundesregierung, die trotz des Verdach-
tes des Genozids Waffen nach Israel ex-
portiert. Sie haben selbst ein Video von 
ihrem Einbruch erstellt und sich am Tat-
ort widerstandslos festnehmen lassen. 

Terroristenkonstrukt der Justiz
Neben  Sachbeschädigung  und  mut-

maßlichem Hausfriedensbruch  wird  ih-
nen auch die Mitgliedschaft in einer kri-
minellen  Vereinigung  im  Sinne  des  § 
129 StGB vorgeworfen, da sie angeblich 
zu  der  als  „kriminell“  eingestuften 
Gruppe „Palestine Action Germany“ gehö-
ren.  Seit  September  2025  sitzen  die 
"Ulm 5" wegen Fluchtgefahr in Untersu-
chungshaft in verschiedenen Gefängnis-
sen in Baden-Württemberg. Der Prozess 
wird  in  Stuttgart-Stammheim  geführt 
und  weckt  damit  Assoziationen  an  die 
RAF-Prozesse.  Wie  damals  werden  die 
Angeklagten  in  Handschellen  vorge-
führt  und  sitzen  hinter  einer  Glas-
scheibe,  abgetrennt  von  ihren  Anwäl-
ten.

Internationale Beobachter
Anlässlich seines Besuches in Brüssel 

und  Stuttgart  im  Juli  2026  erklärte  Ri-
chard  Boyd  Barrett,  Abgeordneter  des 
irischen Parlaments:

„Ich  habe  diesen  fraktionsübergreifen-
den  Besuch  mitorganisiert,  um  den  Pro-
zess gegen den irischen Staatsbürger Da-
niel Tatlow-Devally, dessen Familie in mei-
nem Wahlkreis lebt, sowie gegen die Ulm  
5 in Deutschland zu beobachten. Alle Be-
richte über ihre Behandlung und den Ab-
lauf  des  Verfahrens  legen nahe,  dass  ih-
nen  kein  faires  Verfahren  gewährt  wird  
und wir Zeugen eines Justizversagens wer-
den.  Es  ist  meiner  Ansicht  nach  zutiefst  
empörend,  dass  die  Ulm  5  unter  un-
menschlichen  Bedingungen  behandelt  

und vor Gericht gestellt werden – unter  
Anwendung von Gesetzen und in einer  
Weise,  die  normalerweise  Terroristen  
und Angehörigen der organisierten Kri-
minalität vorbehalten ist. Die Angeklag-
ten bestreiten nicht,  dass sie einen Akt  
zivilen Ungehorsams begangen haben –  
sie  stellen  jedoch  für  niemanden  eine  
Gefahr dar. 

Sie protestierten gegen ein Unterneh-
men  in  Deutschland,  das  Waffen  her-
stellt,  die  von  Israel  für  einen  Feldzug  
eingesetzt werden, den selbst die irische  
Regierung  als  völkerrechtswidrig  und  
völkermörderisch gegenüber  Gaza und  
dem palästinensischen  Volk  bezeichnet  
hat. Die irische Regierung muss für die  
Rechte eines irischen Staatsbürgers und  
das  grundlegende Recht  auf  ein  faires  
Verfahren eintreten." 

Barrett  will  die  irische  Regierung 
davon  überzeugen,  Beobachter  für 
die  weiteren  Verhandlungstage,  die 
bis Ende Februar 2027 angesetzt sind, 
zu entsenden und zugleich Druck auf 
die  deutschen  Behörden  auszuüben, 
damit die Rechte der Angeklagten auf 
ein faires Verfahren gewahrt werden.

Diesen Druck sollten die 5 Abgeord-
neten  der  Linkspartei,  die  am 30.10. 
den  Prozess  beobachteten,  ebenfalls 
ausüben.  Haftbedingungen,  Prozess-
ordnung,  die  mögliche  Befangenheit 
der  Vorsitzenden  Richterin  und  der 
Oberstaatsanwaltschaft,  die  den  Ein-
druck erwecken,  dass die Schuld der 
Angeklagten  bereits  vor  Abschluss 
des  Prozesses  feststeht,  müssen  in 
den Parlamenten diskutiert werden. 

Systematische Behinderung 
der Verteidigung

Für alle Beteiligten, so für Angehö-
rige  der  ausländischen  Inhaftierten, 
Verteidiger, Journalisten und solidari-
sche Menschen, die den Prozess beo-
bachten,  ist  es  eine  Zumutung,  dass 
die  beiden  wöchentlich  angesetzten 
Prozesstermine nicht an zwei nachein-
ander  folgenden  Tagen  stattfinden, 
sondern Mittwochs und Freitags. Un-
tragbar ist auch die Befangenheit ei-
ner  Richterin,  die  sich  als „Feldwebel  
auf einem Kasernenhof“ bezeichnete.

Dr.  Shir  Hever,  ein  renommierter 
Rüstungsexperte und als Sachverstän-
diger  von  der  Verteidigung  eingela-

den, wurde am 30.10. vom Staatsan-
walt hingegen wegen „Befangenheit“ 
abgelehnt. 

Der Sprecher für Rechtsstaatlichkeit 
der Linksfraktion, Aaron Valent, kom-
mentierte dazu: „Dass das Gericht der  
Verteidigung nicht erlaubt, Sachverstän-
dige  einzuladen,  um  die  Handlungen  
der Aktivist*innen notwendigerweise zu  
kontextualisieren  und  auf  das  eigentli-
che Problem, die  Kriegsverbrechen der  
israelischen Regierung und den Völker-
mord in Palästina, aufmerksam zu ma-
chen, ist ein Skandal!“ 

Valent  fordert  „ein  Verfahren nach 
rechtsstaatlichen  Standards  für  die 
fünf  jungen  Menschen!  Der  Tatbe-
stand  war  ganz  klar  Sachbeschädi-
gung und Einbruch. Die völlig an den 
Haaren  herbeigezogenen  Anklage-
punkte der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung oder gar eines antisemiti-
schen Motives müssen fallen gelassen 
werden.“

Der Prozess ist im Kontext der Re-
pression gegen die Demonstranten zu 
sehen, die gegen den Völkermord in 
Gaza, die Vertreibung und die Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit in der 
Westbank,  im Libanon und in  Syrien 
protestieren. Dazu gehören auch Can-
cel  Culture und  die  zunehmende  Be-
schränkung der Meinungsfreiheit mit 
Hinweis auf die sakrosankte „Staatsrä-
son“. 
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Auszüge aus Redebeiträge von den Friedensdemos am 3.10.2026

Sevim Dagdelen in Stuttgart
[…]  

Liebe Freundinnen und Freunde,
lange vor einem Krieg wird die Wahr-

heit  bewusstlos  geschlagen,  um  den 
Krieg vorzubereiten. Es liegt an uns, die-
ser  Wahrheit  auf  die  Beine  zu  helfen, 
um Kriege zu verhindern.

Denn  wenn  „fast  sicher“  reicht  und 
Beweise  und  Aufklärung  nicht  zählen, 
dann weiß man: So bereitet ein Militär-
pakt  mit  der  Strategie  der  Spannung 
den Krieg vor.

Deshalb  sagen  wir:  Das  ist  durch-
schaubar.  Wir  wollen  keinen Krieg  mit 
Russland. Wir wollen Frieden mit Russ-
land.  Eine Regierung,  die uns in einen 
Krieg mit einer Atommacht hineinlügen 
will, muss weg.

Wenn ich Merz und seine NATO-Kum-
pels sehe, wie sie sich selbst Preise ver-
leihen  und  vom  Rathausbalkon  herun-
tergrinsen, packt mich die kalte Wut.

Jedes  fünfte  Kind  in  Armut,  und der 
unbeliebteste  Regierungschef  der  Welt 
feiert sich selbst.

Renten  und  Elterngeld  kürzen,  die 
Mit-Krankenversicherung  abschaffen, 
Gesundheitsversorgung  zerschlagen, 
Wohngeld  streichen,  und  sie  prosten 
sich zu.

Die Preise explodieren, und die Bun-
desregierung  füllt  die  Taschen  von 
Rheinmetall  und  BlackRock.  Bald 
schon220  Milliarden  für  Rüstung,  weil 
Trump es so wollte. 150 Milliarden hat 

man  schon  an  die  korrupte  Ukraine 
überwiesen,  für  den  Stellvertreter-
krieg.

Das  widert  an.  Wir  wollen  keine 
Kriegstreiber. Wir wollen keine US-Va-
sallen. Und erst recht keine NATO-La-
kaien.

Perfide ist, sich dabei noch als Wer-
tegemeinschaft  auszugeben.  Von 
deutschem  Boden  läuft  der  Nach-
schub  für  den  völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg der USA gegen den Iran. 
Tausende  Zivilisten  haben  sie  schon 
getötet.  Da  müssen  wir  deutlich  sa-
gen:  Von deutschem Boden soll  kein 
Angriffskrieg und keine Beihilfe dafür 
ausgehen.  Deshalb:  US-Basen  schlie-

ßen, US-Soldaten abziehen, US-Atom-
bomben  mitnehmen.  Wir  wollen  de-
mokratische  Souveränität.  Ami  go 
home!

Und  während  die  NATO  sich  als 
Wertegemeinschaft  zur  Schau  stellt, 
unterstützen  USA  und  Deutschland 
den  Völkermord  an  den  Palästinen-
sern mit Geld und Waffen. Wer einen 
Völkermord unterstützt, ist keine Wer-
teallianz,  sondern  eine  Terrorallianz. 
Das wollen wir nicht.

Stoppt die Waffenlieferungen an Is-
rael.  Stoppt  das  Vasallentum  gegen-
über  den  USA.  Raus  aus  der  NATO, 
und zwar schnell. In einem Militärpakt 
für  Krieg  und  Völkermord  hat 
Deutschland nichts verloren. [...].

Leo (aktiv bei Schulstreik 
gegen die Wehrpflicht) 

– in Stuttgart
[…] 
Dieses  Land,  dieser  Staat  für  den 

wir in den Krieg ziehen sollen, bietet 
uns  keine  Perspektive:  Die  Bildung 
wird weggekürzt und wenn wir dann 
aus der Schule kommen sieht es übel 
aus:  von  unserem  Einkommen  kön-
nen  wir  uns  immer  weniger  leisten, 
wir sollen immer länger arbeiten und, 
wenns schlecht läuft, in ihre Schützen-
gräben ziehen. Das sind die Zukunfts-
aussichten für die Jugend in Deutsch-
land.  Deshalb  rufen  wir  auch  als 
Schulstreikbewegung:  Die  Reichen 
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wollen Krieg die Jugend eine Zukunft! 
Wir werden nicht auf Jugendliche aus 

anderen  Ländern  schießen,  die  genau 
wie wir ein Interesse am Leben in Frie-
den und einer lebenswerten Zukunft ha-
ben!  Wir  wollen  nicht  in  einem  Krieg 
sterben, in dem wir nichts zu gewinnen, 
aber unser Leben zu verlieren haben! - 
Im Schützengraben wird nicht Merz‘ En-
kel oder der Sohn von Rheinmetall Chef 
Papperger liegen, sondern wir! [...]

Und wir werden unseren Widerstand 
verstärken.  Wir  werden  uns  nicht  zu 
Musterungen zwingen lassen. Wir wer-
den nicht 180 Tage unseres Lebens auf-
geben, um in einer Kaserne zu Drill und 
Gehorsam erzogen zu werden oder als 
billige Hilfskraft zu schuften. Wir werden 
kein Kanonenfutter.

Wie bei den Protesten gegen den Viet-
namkrieg  massenhaft  Einberufungsbe-
scheide vernichtet wurden, werden wir 
unsere  Musterungsbriefe  verbrennen. 
Wie in Italien und Griechenland Hafen-
arbeiterinnen  und  Hafenarbeiter  Waf-
fenlieferungen  verhindert  haben,  wer-
den  wir  den  Kriegsdienst  verweigern. 
Wie in Frankreich aktuell tausende Schü-
lerinnen und Schüler an über 600 Schu-
len  den  Unterricht  bestreiken  und  die 
Schulen blockieren, und sich dabei von 
Tränengas und Knüppeln nicht  abbrin-
gen lassen, für ihre Interessen einzuste-
hen, werden wir das auch tun. Wie im 
November  1918,  als  die  Soldaten  und 
Arbeiter  den  ersten  Weltkrieg  beende-

ten,  indem  sie  realisierten,  dass  sie 
mehr  gemein  haben  mit  denen,  auf 
die sie schießen sollen, als mit denen 
die  ihnen  befahlen  dies  zu  tun  und 
daraus Konsequenzen in  ihrem Han-
deln beschlossen,  den Krieg beende-
ten,  die  Waffen  niederlegten,  streik-
ten - genauso werden wir mit unseren 
Streiks auf die Straße gehen! Genauso 
werden  wir  mit  allen  zusammenste-
hen, die kein Interesse am Krieg ha-
ben, Eltern, Lehrkräften, Pflegekräften 
oder  Arbeitern  bei  VW  und  uns  zu-
sammenschließen!  Dazu  können  wir 
jetzt  schon  Schritte  gehen:  Schul-
streikkomitees,  Friedensinitiativen 
und Bündnisse: schließt euch zusam-
men! […]

Sören Pellmann –  in Berlin
Liebe Friedensfreundinnen und Frie-

densfreunde,
der  Militärhaushalt  ist  der  im  Ver-

gleich  zum  Vorjahr  am  stärksten 
wachsende: 2027 soll er um 27 Milliar-
den Euro auf 110 Milliarden Euro an-
wachsen.  Hinzu  kommen  weitere 
rund 30 Milliarden Euro aus dem so 
genannten  „Sondervermögen“.  2027 
will  die Bundesregierung also unvor-
stellbare 140 Milliarden Euro für  das 
Militär  ausgeben.  Das  ist  der  reine 
Wahnsinn!

Zum Vergleich: Der Etat für das Um-
welt- und Klimaschutz-Ministerium ist 
damit  51-Mal  kleiner  als  der  für  das 

Militär. Doch nicht nur die Klimakata-
strophe holt uns durch die Politik der 
Merz-Regierung  immer  weiter  ein: 
Uns steht ein sozialer Kahlschlag nie 
dagewesenen  Ausmaßes  bevor.  Am 
vergangenen Wochenende gingen be-
reits zehntausende Menschen bei den 
großen Gewerkschaftsdemos  auf  die 
Straße.  Wir  stehen hier,  um deutlich 
zu machen, warum es den Kahlschlag 
gibt – um deutlich zu machen, dass es 
die Milliarden für das Militär sind, die 
im sozialen Bereich weggespart wer-
den. Deshalb sagen wir Nein! zu die-
ser Kanonen-statt-Butter-Politik!

Wir fordern eine andere Politik: Wir 
brauchen keine weiteren Waffen! Wir 
brauchen keine weitere Eskalation! Je-
der Euro der in Panzer, Flugzeuge und 
Raketen investiert  wird,  fehlt  uns im 
Kampf gegen globale Menschheitsbe-
drohungen wie der Klimakatastrophe, 
gegen die Armut oder gegen Pande-
mien.  Wir  rufen Richtung Bundestag 
und  Kanzleramt:  Stoppt  endlich  die-
sen Aufrüstungswahnsinn und stoppt 
die außenpolitische Eskalation!

Was wir  brauchen,  ist  eine  andere 
Sicherheitspolitik,  wir  müssen  nicht 
kriegstüchtig,  sondern  friedenstüch-
tig werden! Eine Politik, die nicht auf 
geopolitische  Interessen,  auf  Macht 
und der Profitgier abzielt, sondern die 
wirklich Frieden und ein gutes Leben 
für alle Menschen bringt. […]

IMI-Kongress 
am 14. und 15.11.26

mit Auftakt am Freitag abend
Themen:
Die neue Sprache der Macht
Big Tech, Neue Rechte und der Milita-
rismus
Militaristische und antidemokratische 
Praxis und Ideologie
Rechtsruck  und  Klassenkampf  im 
Kontext der Aufrüstung
Der kriegstüchtige Betrieb – Zur Mili-
tarisierung der Arbeit
Stramm  kriegstüchtig  oder  Schwei-
gen im Chor?
Abschlusspodium:  Antimilitarismus 
ist  Antifaschismus  ist  Antikapitalis-
mus

Weitere Infos unter 
www.imi-online.de
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Programm des bundesweiten Friedensratschlages am 12. und 13.12.26
Ort: Phillipp-Scheidemann-Haus in Kassel – Anmeldung und weitere Infos über https://friedensratschlag.de

Eröffnungsplenum
Sa. 12:15 – 14:15 Uhr

Margot Kässmann: Die Militarisie-
rung der Gesellschaft verhindern

Jörg Kronauer:  Geopolitische Verän-
derungen - Rückblick und Ausblick

Thilo Hartmann: Gewerkschaftliche 
Sozialproteste und die Rüstungsausga-
ben

Anne Rieger: Kapitalismus und 
Kriegsgefahr

Lühr Henken: Deutsche Kriegsvorbe-
reitung und neue Erstschlagswaffen

Workshops Samstag
2 Blöcke von 14:45 bis 18 Uhr
Thilo Hartmann und Anne Rieger: 

Sozialproteste und Rüstungsausgaben 
(Fortsetzung Plenums-Vorträge)

Margot Kässmann: Kirchen und ge-
sellschaftliche Militarisierung (Fortset-
zung Plenums-Vortrag)

Jörg Kronauer und Lühr Henken: 
Geopolitik und Globale Kriegsgefahr 
(Fortsetzung Plenums-Vorträge)

Jörg Tiedjen und Valentin Zill: Afrika 
und Geopolitik der Großmächte

Frank Deppe: EU: Weltmacht unter 
deutscher Führung?

Jürgen Wagner: Militarisierung in 
Deutschland

Ulli Schneider: Rechtsentwicklung 
in der EU

Karin Leukefeld: Aktuelle Konflikte 
in Westasien und globale Wirkungen

Sabine Schiffer: Meinungsmanipu-
lation, Zensur, Repression und Gegen-
wehr

Juri Kilian und Werner Ruf: 
Zivilklauseln an Hochschulen

Podiumsrunde im Plenum (Sa) 
18:30 bis 20 Uhr

Sozialproteste und Friedensbewe-
gung international

Alain Rouy, Frankreich
Ulrike Eifler, Deutschland
Jeremy Corbyn, UK (per Video)
Sean Conner, USA (IPB Berlin)
Elias Bernhard (Schulstreik-

    Bewegung Deutschland)

Vortrag Sonntag
9 Uhr

N.N.  (Kubanische  Botschaft):  Kuba 
und Lateinamerika

Workshops Sonntag
10 bis 11:45 Uhr

Widerstand gegen militärische In-
dustrieproduktion - mit Thorsten Don-
nermeier (IG Metall Vertrauensmann bei  
VW in Kassel)

Widerstand gegen Militärstandorte 
und US-Militärbasen - mit Reiner Braun 
und Karl-Heinz Peil (u.a. Aktionskampa-
gne "Air Base Ramstein schließen")

Widerstand gegen Militarisierung 
im Gesundheitswesen - mit Helmut 
Lohrer (IPPNW)

Erfahrungen aus Schulstreikaktio-
nen und anstehende Aktivitäten -mit 
Pascal Brandt und Freya Pillardy

Erfahrungen mit aktuellen Struktu-
ren der Friedensbewegung - mit Peter 
Wahl

Podiumsrunde im Plenum
12:15 bis 13:45 Uhr

Widerstand organisieren und ver-
netzen – Teilnehmer aus Workshops

Aktions-Aufruf: Ramstein 
schliessen

JETZT: Die Air Base Ramstein muss 
geschlossen werden.

Von  deutschem  Boden  geht  Krieg 
aus.

Mit und um die Air Base Ramstein ist 
eine  gewaltige  Infrastruktur  für  die 
globale Kriegsführung vorhanden, die 
für  offene  und  verdeckte  Kriegsfüh-
rung  in  mehreren  Weltregionen  wie 
z.B.  in  Westasien  und  Afrika  ständig 
zum Einsatz  kommt.  Diese  Kriegsfüh-
rung beinhaltet:

-  Einrichtungen  für  den  globalen 
Drohnenkrieg mit gezielten Tötungen

-  mehrere  Luftwaffen-Kommando-
zentralen von NATO und US Air Force 

auf der Air Base
- logistische Zentrale der US Army in 

Kaiserslautern mit riesigen Logistikein-
richtungen

- mehrere Satellitenstationen auf der 
Air Base, in Landstuhl und in Kaisers-
lautern

- Transport- und Luftbetankungsflot-
ten auf der Air Base

- mehrere regional verteilte Depots, 
wie  das  größte  Munitionsdepot  des 
US-Militärs weltweit in Miesau

-  das größte US-Hospital  außerhalb 
der USA in Landstuhl und ab 2029 in 
Weilerbach

Deutschland ist durch die Bereitstel-
lung  und  Mitfinanzierung  der  Infra-
struktur  rund  um  die  Air  Base  Ram-
stein  mitverantwortlich  für  jedes  völ-
kerrechtswidrige Handeln des US-Mili-
tärs. Die militärischen Einrichtungen in 
der  Region  werden  damit  auch  zu 
mehr als wahrscheinlichen Zielen zer-
störerischer Gegenmaßnahmen.

Von deutschem Boden darf – so das 

Grundgesetz – nur Frieden ausgehen.
Deshalb  setzen  wir  uns  für  die 

Schließung der Air Base Ramstein ein.
Wir  wenden  uns  an  die  Regierung 

und den Bundestag:
Kündigen Sie  das  Stationierungsab-

kommen  von  ausländischen  Truppen 
in  Deutschland  von  1954  (mit  einer 
Frist  von  24  Monaten  kündbar)  und 
sorgen  Sie  damit  für  die  Schließung 
der  Air  Base  Ramstein  und  der  US-
amerikanischen Kriegslogistik  in  ganz 
Deutschland.

Zugleich  fordern  und  unterstützen 
wir regionale Konzepte zur sozial-öko-
logischen Konversion der Militärregion 
Kaiserslautern, die sich mit freiwerden-
den Flächen für eine Nachnutzung er-
geben.

Initiatoren:  Reiner Braun, Arno Edgar  
Beier  (Fluke),  Connie  Burkhard-Schmitz,  
Irene  Himbert,  Kristine  Karch,  Achim  
Müller, Kathrin Otte, Karl-Heinz Peil 

Unterschriftenliste unter:
https://ramsteinschliessen.de
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Anhang: Quellenangaben und weitere Infos
(nicht Bestandteil der Druckausgabe)

„Resilienzelemente“ für den Krieg
Seite 3 und 4
German Foreign Policy / 8.10.2026
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10571 
Fußnoten:  

[1], [2] Eckpunkte Pakt für den Bevölkerungsschutz. 
Bundesministerium des Innern, 20. Mai 2026.
[3], [4] Militärische und Zivile Verteidigung werden stärker 
miteinander verzahnt. bmi.bund.de 20.05.2026.
[5], [6], [7], [8] Oliver Will, Christof Eichert: Kommunale 
Resilienz stärken: Empfehlungen für mehr 
Handlungsfähigkeit in der Fläche. Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik: Arbeitspapier Sicherheitspolitik 7/2026. 
Berlin 2026.

Erich Vad: Vergeltungsschlag
Seite 4 und 5
Hinweise zum Buch:
https://westendverlag.de/Vergeltungsschlag/2513 
 

Glenn Diesen 
Seite 6 bis 8
Michael von der Schulenburg: Desperation in Europe as 
Defeat in Ukraine Exposes Lies
Quelle: https://greatereurasia.substack.com/p/michael-von-
der-schulenburg-desperation 
The Case for Less Unity in Europe
Why Norway and Finland Were Right to Call Putin
Quelle: https://glenndiesen.substack.com/p/the-case-for-less-
unity-in-europe 

Rezension: Der fatale Kreislauf der 
Ausgrenzung
Seite 9
https://globalbridge.ch/rezension-der-fatale-kreislauf-der-
ausgrenzung/ 

Droht ein russischer Angriff 2029?
Seite 10
IMI-Studie 2026/8: „Weder Belege noch Fakten“
https://www.imi-online.de/2026/10/23/weder-belege-noch-
fakten/ 

„Leipzig bleibt friedlich“
Seite 12 und 13
Militärcluster Mitteldeutschland – 10.000 fordern Debatte 
über Rüstungsindustrie und Friedensökonomie
https://www.pressenza.com/de/2026/10/pressemitteilung-
militaercluster-mitteldeutschland-10-000-fordern-debatte-
ueber-ruestungsindustrie-und-friedensoekonomie/ 

Forschung für das Militär
Seite 13
Charité-Professorin kritisiert Angriffe auf Zivilklauseln
https://www.pressenza.com/de/2026/10/forschung-fuer-
das-militaer-charite-professorin-kritisiert-angriffe-auf-
zivilklauseln/ 

Repression gegen Palästina-Solidarität
Seite 14 bis 16
Originaltitel: Auf den Straßen, in den Gerichten: drei Jahre 
Repression gegen Palästina-Solidarität in Deutschland
https://etosmedia.de/gesellschaft/auf-den-strassen-in-den-
gerichten-drei-jahre-repression-gegen-palaestina-
solidaritaet-in-deutschland/ 
Foto: Aerial view of destruction in Beach refugee camp, 
Gaza Strip
https://commons.wikimedia.org/wiki/
File:Aerial_view_of_destruction_in_Beach_refugee_camp,_Ga
za_Strip.jpg 

Bremen und Gaza
Seite 16
Langjährige Solidarität für einen gerechten Frieden für alle
https://www.pressenza.com/de/2026/10/bremen-und-gaza-
eine-langjaehrige-solidaritaet/ 

„Ulm 5“: Schauprozess und Schmieren-
theater in Stuttgart-Stammheim
Seite 17
siehe auch:
Irischen Abgeordneten werden einen Prozesstag 
beobachten
https://ulm5.info/de/nachricht/2026/07/17/Brief-von-
irischen-Abgeordneten-die-einen-Prozesstag-beobachten-
werden 
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